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1 Erfordernis der Planung und Planungsziel 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. L 26 "Gewerbegebiet 4" beabsichtigt die Ge-
meinde Graben im Ortsteil Lagerlechfeld die planungsrechtlichen Voraussetzungen für drei 
Gewerbegebiete zu schaffen. Damit werden die vorhandenen Gewerbegebiete, bestehend 
aus den Bebauungsplänen L 14 und L 15, im Sinne einer lockeren Bebauung mit Kleinge-
werbe und klassischem Gewerbe erweitert. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt im Norden von Lagerlechfeld im nördlichen 
Anschluss an die Gewerbegebiete der Gewerbe- und der Weberstraße und grenzt im Wes-
ten und Osten an Landwirtschaftsflächen und im Osten an Wohngebiete. Die Fläche wird 
derzeit landwirtschaftlich genutzt. 

Die Erforderlichkeit des Bebauungsplanes begründet sich gemäß § 1 Abs. 3 BauGB durch 
die der Gemeinde Graben vorliegenden Anfragen von einigen Gewerbebetrieben, die sich im 
Bereich des Bebauungsplans ansiedeln möchten. Die Gemeinde trägt mit der vorliegenden 
Bauleitplanung dem sich ergebenden Bedarf an Bauland für Gewerbe Rechnung. Andere 
Standorte für die Ansiedlung des Gewerbes scheiden aus Sicht der Gemeinde aus. Für den 
hiesigen Standort spricht, dass im Umfeld bereits gleichartige Gewerbeflächen bestehen, die 
nunmehr erweitert werden, die Verfügbarkeit der Flächen, das naturschutzfachlich als nicht 
hochwertig einzustufende Plangebiet, die optimale verkehrliche Anbindung und letztlich auch 
die Erweiterungsmöglichkeiten für die Zukunft. 

Ziel der Planung ist die Schaffung von Baurecht für drei Gewerbegebiete (GE) und für die 
verkehrstechnische Erschließung durch die Fortführung der im Süden gelegenen Gewerbe- 
und Weberstraße. Der Gemeinderat der Gemeinde Graben hat daher gemäß § 2 Abs. 1 
BauGB in seiner Sitzung am 15.05.2013 die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. L 26 
"Gewerbegebiet 4" beschlossen. Die planungsrechtliche Zulässigkeit des Vorhabens soll 
über einen "qualifizierten Bebauungsplan" nach § 30 Abs. 1 BauGB gesichert werden. 

2 Übergeordnete Planungen 

2.1 Landesentwicklungsprogramm Bayern 

Die Gemeinde Graben liegt gemäß dem Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP; 
1.09.2013) im allgemeinen ländlichen Raum und in der Region Augsburg (9). Die Bevölke-
rung in der Region Augsburg wird sich voraussichtlich zwischen 2010 und 2020 um 0,4 % 
und zwischen 2010 und 2030 um 2,2 % reduzieren. 

Zum ländlichen Raum (Kapitel 2.2.5) werden im LEP folgende Grundsätze formuliert: 

• Der ländliche Raum soll so entwickelt und geordnet werden, dass er 

− seine Funktion als eigenständiger Lebens- und Arbeitsraum nachhaltig sichern und 
weiter entwickeln kann, 

− seine Bewohner mit allen zentralörtlichen Einrichtungen in zumutbarer Erreichbarkeit 
versorgt sind, 

− seine eigenständige Siedlungs- und Wirtschaftsstruktur bewahren kann und 

− seine landschaftliche Vielfalt sichern kann. 

• Im ländlichen Raum soll eine zeitgemäße Informations- und Kommunikationsinfrastruktur 
geschaffen und erhalten werden. 
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Zudem benennt das LEP unter Kapitel 3 Siedlungsstruktur als Grundsätze und Ziele, dass 

• die Ausweisung von Bauflächen an einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung unter be-
sonderer Berücksichtigung des demographischen Wandels und seiner Folgen ausgerich-
tet werden sollen (Grundsatz, Kapitel 3.1.) und dass 

• neue Siedlungsflächen möglichst in Anbindung an geeignete Siedlungseinheiten auszu-
weisen sind (Ziel, Kapitel 3.3). 

Zum Thema Wirtschaftsstruktur (Kapitel 5.1) wird u.a. der folgende Grundsatz aufgeführt: 

• Die Standortvoraussetzungen für die bayerische Wirtschaft, insbesondere für die  
leistungsfähigen kleinen und mittelständischen Unternehmen sowie für die Handwerks- 
und Dienstleistungsbetriebe, sollen erhalten und verbessert werden. 

Mit dem Bebauungsplan wird den Grundsätzen und Zielen in den Kapiteln 2.2.5, 3.3 und 5.1 
des LEP Bayern entsprochen. 

2.2 Regionalplan der Region Augsburg 

Laut geltendem Regionalplan (Stand 2007) der Region Augsburg (9) befindet sich die Ge-
meinde Graben im "Ländlichen Teilraum im Umfeld des großen Verdichtungsraumes Augs-
burg". In diesem Bereich sollen in verstärktem Maße die Infrastruktur und die Struktur der 
gewerblichen Wirtschaft unter Beachtung der ökologischen Ausgleichsfunktionen ausgebaut 
werden (A II 1.2 (Z)). Des Weiteren gehört Graben zum Mittelbereich Schwabmünchen, in 
dem auf eine Verbesserung der Standortbedingungen für die gewerbliche Wirtschaft hinge-
wirkt werden soll (A II 1.1 (Z)). Die Lage in der Zone Ci des Lärmschutzbereiches zur Len-
kung der Bauleitplanung im Bereich des Militärflugplatzes Lechfeld begünstigt eine gewerbli-
che Nutzung an dieser Stelle. Die Abgrenzung des Lärmschutzbereiches und der einzelnen 
Zonen innerhalb des Lärmschutzbereiches ist dem jeweils geltenden Regionalplan zu ent-
nehmen. 

2.3 Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan der Gemeinde Graben stellt den Bereich des Plangebietes sowie 
den nördlich angrenzenden Bereich bereits als gewerbliche Baufläche dar. Der Bebauungs-
plan wird somit aus dem Flächennutzungsplan entwickelt (vgl. § 8 Abs. 2 BauGB). 

3 Ausgangssituation / Städtebauliches Konzept 

3.1 Räumlicher Geltungsbereich und Eigentumsverhältnisse 

Der ca. 2,3 ha große Geltungsbereich des Bebauungsplanes befindet sich im Norden des 
Ortsteils Lagerlechfeld und ergänzt das bestehende Gewerbegebiet nördlich der Lechfelder 
Straße (Kr A 31) nach Norden hin (vgl. Abbildung 1). Er grenzt im Norden, Westen und teils 
im Osten an intensiv genutzte Landwirtschaftsflächen, im Süden an Gewerbeflächen und im 
Osten und vor allem Südosten an Wohnbebauung. Das Vorhabengebiet selbst unterliegt 
derzeit einer intensiven landwirtschaftlichen Nutzung.  

Der Umgriff des Bebauungsplanes befindet sich vollständig im Eigentum der Gemeinde 
Graben. 
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Abbildung 1 Lage des Geltungsbereichs 

 
 

3.2 Städtebauliche und grünordnerische Ausgangslage 

Für den Geltungsbereich existiert gegenwärtig kein Bebauungsplan. Mit den Gewerbegebie-
ten der unmittelbar südlich anschließenden Bebauungspläne L 14 und L 15 bildet der aufzu-
stellende Bebauungsplan eine Einheit. Auf den Gewerbeflächen dieser rechtskräftigen Be-
bauungspläne hat sich klassisches Gewerbe und Kleingewerbe, teils mit angeschlossenen 
Betriebswohnungen, angesiedelt. Kleinere Teile der Bebauungspläne wurden noch nicht 
baulich umgesetzt. 

Zwischen der Wohnbebauung im Osten und den bestehenden und geplanten Gewerbege-
bieten verläuft eine 110-kV-Freileitung, die an der Lechfelder Straße an einem Umspannwerk 
beginnt. Das Plangebiet liegt gemäß Anordnung des Bundesministeriums der Verteidigung 
vom 21.09.2000 im Schutzbereich für die Flugsicherungsanlage TACAN-Lechfeld (äußere 
Zone von 1.000 m bis 2.000 m). Die Planungen zur Bauausführung sind daher mit der 
Schutzbereichsbehörde abzustimmen. Durch die Lage im Bauschutzbereich des Flugplatzes 
Lechfeld ist die Errichtung von Bauwerken und die Bauausführung ggf. von der militärischen 
Luftfahrtbehörde genehmigen zu lassen. Die Lage in der Zone Ci im Lärmschutzbereich zur 
Lenkung der Bauleitplanung im Bereich des Militärflugplatzes Lechfeld, sichert eine uneinge-
schränkte gewerbliche Nutzung. Die Abgrenzung des Lärmschutzbereiches und der einzel-
nen Zonen innerhalb des Lärmschutzbereiches ist dem jeweils geltenden Regionalplan zu 
entnehmen. 

Bebauungsplan Nr. L 26 
"Gewerbegebiet 4" 
ca. 2,3 ha 

A 31 
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Das Untersuchungsgebiet wird derzeit landwirtschaftlich in Form eines intensiven Ackerbaus 
genutzt. Es handelt sich um eine ausgeräumte Feldflur. Die Umgebung des Plangebiets ist 
geprägt durch Landwirtschaftsflächen im Norden, Westen und teils im Osten, Gewerbegebie-
te im Süden und die Wohnbebauung mit Ein- und Mehrfamilienhäusern im Osten und Südos-
ten. Weiter nördlich und westlich folgen ausgeräumte Feldfluren. 

Gemäß der amtlichen Biotopkartierung, der Artenschutzkartierung Bayern und dem darauf 
aufbauenden Arten- und Biotopschutzprogramm (ABSP) des Landkreises Augsburg sind im 
Plangebiet weder Fundpunkte naturschutzfachlich relevanter Arten, noch gesetzlich ge-
schützte Biotope vorhanden. Auch sonstige geschützte Gebiete oder Strukturen nach dem 
Bundesnaturschutzgesetz oder dem Bayerischen Naturschutzgesetz sind im Geltungsbe-
reich des Bebauungsplans oder dessen Umfeld nicht ausgewiesen. 

Das Gelände ist nahezu eben und liegt auf einer Höhe von ca. 549 m ü NN. Das Plangebiet 
liegt auf einer Niederterrasse des Lechs, welcher durch würmeiszeitliche Ablagerungen die 
Schotterflächen des Planareals geschaffen hat. Im Plangebiet befinden sich auf den Nieder-
terrassenschottern vor allem flachgründige Ackerpararendzinen junger Entwicklungsstufen 
mit einer geringen Bonität und einem geringen Rückhaltevermögen für Schadstoffe. Das 
Grundwasser in den quartären Kiesen steht gemäß Bodeninformationssystem Bayern bei ca. 
9 m unter Geländeoberkante (GOK) an. 

3.3 Städtebauliches Konzept 

Entsprechend der angestrebten Nutzung ist für die drei geplanten Baugebiete eine Festset-
zung der Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) als Gewerbegebiet (GE) ge-
mäß § 8 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) sowie eine verkehrstechnische Erschlie-
ßung des Geltungsbereiches durch die Fortführung der Gewerbe- und der Weberstraße von 
Süden her vorgesehen. 

Als Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) ist für die Gewerbegebiete eine 
Festsetzung der Grundflächenzahl (GRZ) mit 0,6 vorgesehen, d.h. 60 % der Grundfläche 
dürfen mit baulichen Anlagen überbaut werden. Zudem soll eine maximale Geschossflä-
chenzahl (GFZ) von 0,8 festgesetzt werden. 

Die Festsetzung der Höhe der baulichen Anlagen erfolgt als Höchstmaß gemäß § 18 BauN-
VO. Für die Gebäude der Gewerbegebiete GE 1 und GE 2 wird eine maximal zulässige 
Firsthöhe von 14 m und für das Gewerbegebiet GE 3 eine maximal zulässige Firsthöhe von 
12 m festgesetzt (vgl. Planzeichnung). Als Bezugspunkt für die Höhe wird die Fahrbahnober-
kante im Erschließungsbereich des Grundstücks herangezogen. 

Es soll eine abweichende Bauweise gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO festgesetzt werden, um 
entgegen einer offenen Bauweise auch Gebäude mit Längen über 50 m errichten zu können. 

Gemäß § 23 BauNVO wird die überbaubare Fläche durch die Baugrenze festgesetzt. Die 
Baugrenze wird im Bebauungsplan so festgesetzt, dass sie einen großzügigen Nutzungs- 
und Gestaltungsspielraum zulässt, um für die zukünftigen Betriebsansiedlungen den ent-
sprechenden Rahmen zu schaffen. Zudem wird die Leitungsschutzzone von Bebauung 
freigehalten und Raum für die Ortsrandeingrünung geschaffen. 

Durch die in den Bebauungsplan aufzunehmenden Beschränkungen des Emissionsverhal-
tens der in den geplanten Gewerbegebieten anzusiedelnden Betriebe einerseits sowie die 
sich im Einzelgenehmigungsverfahren für den jeweiligen Betrieb ergebenden weitergehen-
den Anforderungen (TA Lärm, TA Luft, BImSchG etc.) andererseits, ist zudem gewährleistet, 
dass es zu keinen unzumutbaren Beeinträchtigungen der benachbarten Nutzungen im Sinne 
des § 50 BImSchG kommen kann. 
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Grundsätzlich ist das Plangebiet aufgrund seiner Lage im Raum - Anschluss an gleichartige 
Nutzungen, gute verkehrliche Anbindung, sowie Erweiterungsmöglichkeiten für die Zukunft - 
für die Ausweisung von Gewerbegebieten geeignet. 

3.4 Geplante Flächenverteilung 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst eine Fläche von insgesamt ca. 22.600 
m². Die drei geplanten Baugebiete besitzen dabei einen Flächenumfang von insgesamt ca. 
19.600 m². Innerhalb der Baugebiete sind maximal ca. 11.700 m² (60 %) zur Bebauung mit 
Gebäuden sowie Stell- und Lagerflächen zulässig. Auf mindestens 7.800 m² (40 %) ist die 
Anlage von Grünflächen innerhalb der Baugebiete vorgeschrieben. 

Außerhalb der Baugebiete werden auf ca. 1.800 m² Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur 
Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft festgesetzt. 

Öffentliche Erschließungsstraßen sind auf ca. 1.300 m² vorgesehen. 

3.5 Erschließung 

Verkehrsanbindung 

Graben bzw. das Plangebiet ist durch die Anbindung an die vierspurige B 17 (Augsburg-
Landsberg-Füssen; ca. 290 m entfernt) in Nord-Süd-Richtung gut an das überregionale 
Verkehrsnetz angebunden, da die B 17 die direkte Verbindung nach Augsburg sowie zur 
BAB 8 München-Stuttgart im Norden und zur BAB 96 München-Lindau im Süden herstellt. 
Parallel zur B 17 verläuft zudem die Bahnlinie Bobingen-Kaufering (ca. 260 m entfernt).  

Die Verkehrserschließung des Plangebietes erfolgt über die im Süden gelegene Lechfelder 
Straße, die gleichzeitig die Kreisstraße A 31 darstellt (vgl. Planzeichnung). Die Lechfelder 
Straße bietet über weitere Straßen die Anbindung an die B 17. 

Wasserversorgung / Abwasserbeseitigung 

Die Trinkwasserversorgung für die Baugebiete erfolgt durch den Wasserzweckverband 
Lechfeld. Die Trinkwasserversorgung für die Gewerbegebiete kann jeweils durch eine Ver-
längerung der in der Gewerbe- und Weberstraße befindlichen Hauptleitungen (Nennweiten 
150 GGG) sichergestellt werden. 

Der Löschwasserbedarf ist über die zentrale Wasserversorgung sicherzustellen. Nach den 
technischen Regeln des DVGW-Arbeitsblattes W 405 ist in Gewerbegebieten der Löschwas-
serbedarf auf mindestens 96 m³/h über 2 Stunden anzusetzen. Bei Objekten, in denen die 
Umfassungen weder feuerbeständig noch feuerhemmend ausgeführt sind, ist der Löschwas-
serbedarf auf 192 m³/h zu erhöhen. Das Hydrantennetz ist nach den technischen Regeln des 
DVGW - Arbeitsblatt W 331 auszubauen.  

Das künftige Gewerbegebiet kann an den bestehenden Schmutzwasserkanal der südlich 
gelegenen Gewerbegebiete angeschlossen werden. Nicht schädlich verschmutztes Nieder-
schlagswasser darf nicht in die Schmutzwasserkanalisation eingeleitet werden, sondern ist 
unmittelbar auf dem Grundstück zu versickern. Die Kläranlage kann die zusätzlichen Abwas-
sermengen voraussichtlich ausreichend reinigen. Die Abwasserentsorgung ist über den 
Abwasserzweckverband Lechfeld gesichert. 

Energieversorgung / Telekommunikation / Abfallbeseitigung 

Die Versorgung mit elektrischer Energie erfolgt durch die LEW. Da der Bebauungsplan keine 
oberirdischen Leitungen zulässt, erfolgt die Versorgung durch Erdkabel. Die Gasversorgung 
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ist durch einen herzustellenden Anschluss an die im südlichen Gewerbegebiet vorhandene 
Gasleitung der Schwaben Netz GmbH sichergestellt. Die Nutzung von Solarenergie bzw. 
regenerativer Energien ist durch die Gemeinde Graben ausdrücklich erwünscht. 

Das Gebiet ist über leistungsfähige Glasfaserkabel und Erdkabel zu versorgen. Den Bau-
herrn wird daher empfohlen, vom Gebäude bis zur öffentlichen Straße ein Leerrohr zur Auf-
nahme der Telekommunikationskabel zu verlegen. 

Die Müllbeseitigung erfolgt zentral durch den Landkreis Augsburg. Es sind auf jedem Bau-
grundstück ausreichende Stellflächen für Müllcontainer bzw. -tonnen vorzusehen (möglichst 
am Straßenrand). 

3.6 Rad- und Fußwege 

Grundsätzlich wird das Plangebiet für Radfahrer und Fußgänger über die bestehenden Ver-
kehrswege im Süden und die geplanten Verkehrswege erschlossen. Die Straßen erhalten 
einen Gehweg. Da die Verkehrswege im zukünftigen Gewerbegebiet jedoch über dieses 
vorerst nicht hinausführen, wird bis zu einer Erweiterung des Plangebietes nur von einer 
geringen Nutzung ausgegangen. Im Übrigen besteht ein überörtlicher Anschluss über den 
straßenbegleitenden Rad- und Fußweg entlang der Lechfelder Straße. 

4 Begründung der Festsetzungen und Hinweise 

4.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Für die geplanten Baugebiete ist entsprechend der angestrebten Nutzung eine Festsetzung 
der Art der baulichen Nutzung als Gewerbegebiet (GE) gemäß § 8 der Baunutzungsverord-
nung (BauNVO) in der Fassung vom 23.01.1990 (BGBI I, S. 132) vorgesehen. Innerhalb der 
Gewerbegebiete sind die nach § 8 Abs. 2 bzw. 3 BauNVO allgemein bzw. ausnahmsweise 
zulässigen Tankstellen, Anlagen für sportliche Zwecke sowie für kirchliche, kulturelle, soziale 
und gesundheitliche Zwecke, Vergnügungsstätten sowie Bordelle und bordellähnliche Betrieb 
ausgeschlossen. Damit soll eine Einheitlichkeit der Nutzungen innerhalb des kleinflächigen 
Gewerbegebietes als auch mit den südlich anschließenden Nutzungen erreicht werden. 

Die Gemeinde Graben trägt mit vorliegender Bauleitplanung dem sich ergebenden Bedarf an 
Bauland für Gewerbe Rechnung. Im vorliegenden Fall wurden gegenüber der Gemeinde von 
verschiedenen Betrieben Ansiedlungsabsichten geäußert.  

Durch die Lage in der Zone Ci im Lärmschutzbereich zur Lenkung der Bauleitplanung im 
Bereich des Militärflugplatzes Lechfeld ist aus lärmtechnischen Gründen eine gewerbliche 
Nutzung im Plangebiet besonders sinnvoll. Gewerbliche und industrielle Nutzungen sind hier 
uneingeschränkt zulässig. 

Innerhalb der Gewerbegebiete sind gemäß § 8 Abs. 1 BauNVO nur solche Betriebe zulässig, 
deren vom gesamten Betriebsgrundstück abgestrahlten Schallemissionen die in den textli-
chen Festsetzungen genannten Emissionskontingente nicht überschreiten. Die Emissions-
kontingente geben die zulässige, immissionswirksame Schallabstrahlung pro Quadratmeter 
der als Gewerbegebiet festgesetzten Flächen an (Bezugsfläche gemäß § 19 Abs. 3 BauN-
VO). 

Die Festsetzungen basieren auf den Ergebnissen des schalltechnischen Gutachtens der 
Bekon Lärm & Akustik GmbH (vgl. Anlage 1). Im Zuge des Gutachtens wurde zur Ermittlung der 
zulässigen Schallabstrahlung der künftigen gewerblichen Nutzungen innerhalb des Geltungsbe-
reichs des Bebauungsplans eine Geräuschkontingentierung auf der Grundlage der DIN 
45691: 2006-12 durchgeführt. Durch die Festsetzung der maximal zulässigen Schallabstrah-
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lung wird sichergestellt, dass die maßgeblichen Immissionsrichtwerte der TA Lärm an den 
umliegenden schutzwürdigen Nutzungen eingehalten werden. 

4.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Die Grundflächenzahl (GRZ) für die Gewerbegebiete wird mit 0,6 festgesetzt und bleibt damit 
unter der Höchstgrenze nach § 17 BauNVO. Auf diese Weise kann die angestrebte lockere 
Bebauung mit Kleingewerbe und klassischem Gewerbe, geschaffen und den funktionalen 
Bedürfnissen der sich ansiedelnden Betriebe entsprochen werden und die zukünftige Be-
bauung gliedert sich gut in die angrenzenden Gewerbe- und Wohngebiete ein. Darüber 
hinaus wird mit einer guten Ein- und Durchgrünung der Gewerbeflächen ein gemäßigter 
Übergang in die freie Landschaft ermöglicht. 

Die Festsetzung der Höhe der baulichen Anlagen als Höchstmaß gemäß § 18 BauNVO soll 
das Einfügen der Baukörper in den Landschaftsraum und die angrenzende Bebauung er-
möglichen. Mit der Begrenzung der maximal zulässigen Firsthöhe auf 14 m in den Gewerbe-
gebieten 1 und 2 und 12 m im Gewerbegebiet 3 wird einer unnötigen Beeinträchtigung des 
Orts- und Landschaftsbildes durch überhöhte Baukörper entgegengewirkt und eine Anpassung 
der geplanten Bebauung an die angrenzenden städtebaulichen Strukturen gewährleistet. Als 
Bezugshöhe für die Firsthöhe wird die Fahrbahnoberkante im Erschließungsbereich des 
Grundstücks festgelegt. 

Die festgesetzte maximale Höhe baulicher Anlagen entspricht der vorhandenen Bebauung in 
den südlich anschließenden Gewerbegebieten, die maximale Traufhöhen zwischen 7,5 und 
9 Meter über der natürlichen Geländehöhe festsetzen. 

Von der Höhenbegrenzung werden untergeordnete Dachaufbauten ausgenommen, damit 
technische Anlagen und Betriebsvorrichtungen, die zur Aufrechterhaltung der festgesetzten 
Nutzung notwendig sind (z.B. Lüftungsanlagen, Lüftungszentralen, Aufzüge etc.), zulässig 
sind. 

4.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Um den betrieblichen Erfordernissen der anzusiedelnden Gewerbebetriebe zu entsprechen 
und entgegen einer offenen Bauweise auch Gebäude mit Längen über 50 m errichten zu 
können, wird eine abweichende Bauweise gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO festgesetzt. 

Die Baugrenze, d.h. die überbaubare Fläche, gibt innerhalb des Bebauungsplans einen 
festgesetzten Rahmen vor, der dennoch einen großzügigen Nutzungs- und Gestaltungsspiel-
raum für die zukünftigen Betriebsansiedlungen zulässt. 

Entlang der 110-kV-Freileitung wird anlagebedingt ein Schutzstreifen von 25 m beiderseits 
der Leitung von Bebauung freigehalten. Sonstige Abstandsflächen richten sich nach Art. 6 
der Bayerischen Bauordnung, soweit in der Planzeichnung keine anderweitigen Festsetzun-
gen getroffen wurden. 

4.4 Straßenverkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

Das künftige Gewerbegebiet wird über die Lechfelder Straße und die Erschließungsstraßen 
Gewerbe- und Weberstraße direkt erschlossen. Die Fortführungen dieser Straßen werden 
als öffentliche Verkehrsflächen festgesetzt und erhalten eine 6,50 m breite Fahrbahn mit 
einem einseitigen 1,5 m breiten Gehweg. Die Verkehrsführung im Zuge des Bebauungspla-
nes ist so gestaltet und ausgelegt, dass einerseits eine optimale Erschließung gesichert ist 
und andererseits für mögliche Erweiterungen Anschlüsse berücksichtigt sind und somit auch 
die im Flächennutzungsplan dargestellte Gewerbefläche erschlossen werden kann. 
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4.5 Grundwasserschutz 

Niederschlagswasser, wasserwirtschaftliche Zielsetzungen 

Einer vermeidbaren Bodenversiegelung soll entgegengewirkt und die Versickerungsfähigkeit 
von Flächen soll erhalten bzw. gefördert werden. Dies dient der Entlastung des Kanalnetzes 
und der Kläranlagen sowie der Grundwasserneubildung und der Vermeidung von Abfluss-
spitzen in Gewässern.  

Gemäß den Angaben zum Boden im Bodeninformationssystem (BIS) des Landesamtes für 
Umwelt sind die Untergrundverhältnisse im Plangebiet grundsätzlich für eine Versickerung 
geeignet, wobei jedoch die Reinigungswirkung der unverlehmten Kiese gering ist. 

Für das Gebiet des Bebauungsplanes ist eine Entwässerung im Trennsystem, also nach 
Schmutz- und Niederschlagswasser getrennt, vorgesehen. 

Niederschlagswasserversickerung 

Folgende versickerungsfördernde Maßnahmen sind, wo möglich, vorzusehen: 

Unverschmutztes und nicht schädlich verschmutztes Niederschlagswasser von Dachflächen, 
gering frequentierten Parkplätzen, Stellplätzen und Grundstückszufahrten ist unter Beach-
tung des Merkblattes DWA-M 153 "Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwas-
ser" der Deutschen Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall (DWA) breitflä-
chig über die belebte, bewachsene Bodenzone zu versickern. Nicht schädlich verunreinigtes 
Niederschlagswasser ist aus Gründen des Gewässerschutzes vor der Versickerung entspre-
chend vorzubehandeln. Zur Klärung der Behandlungsbedürftigkeit des Niederschlagswas-
sers, also der Feststellung, ob verschmutztes oder unverschmutztes Niederschlagswasser 
vorliegt, wird die Anwendung des Merkblattes DWA-M 153 (s.o.) der DWA empfohlen. 

Auf das Arbeitsblatt DWA 138 "Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von 
Niederschlagswasser" der DWA wird hingewiesen. 

Für die erlaubnisfreie Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser sind die Anfor-
derungen der "Verordnung über die erlaubnisfreie schadlose Versickerung von gesammel-
tem Niederschlagswasser" (Niederschlagswasserfreistellungsverordnung - NWFreiV) zu 
beachten. Ist die NWFreiV nicht anwendbar, ist ein wasserrechtliches Verfahren durchzufüh-
ren. Die Unterlagen sind bei der Kreisverwaltungsbehörde einzureichen. 

Die Untergrundverhältnisse im Plangebiet sind für die Errichtung von Versickerungsanlagen 
gut geeignet. Günstig ist u.a. der relativ große Flurabstand von ca. 9 m zum mittleren 
Grundwasserstand. Die Eignung der Bodenverhältnisse innerhalb des Geltungsbereichs des 
Bebauungsplanes ist vor der Planung der Entwässerungsanlagen durch geeignete Sachver-
ständige nachzuweisen. 

Die Anforderungen gemäß Merkblatt DWA-M 153 zum Schutz des Grundwassers bei einer 
Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers über die belebte Bodenzone können 
nach derzeitigem Kenntnisstand erfüllt werden. 

Verschmutztes Niederschlagswasser 

Verschmutztes Niederschlagswasser ist aus Gründen des Gewässerschutzes zu sammeln, 
ggf. zurückzuhalten und schadlos durch Ableiten in die Misch- bzw. Schmutzwasserkanalisa-
tion zu beseitigen (dies gilt auch für Bereiche, die im Trennsystem entwässert werden). 
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Insbesondere trifft dies für Niederschlagswasser aus folgenden Flächen zu: 

• Bei stark befahrenen Verkehrsflächen. 

• Bei Flächen, auf denen mit wassergefährdenden Stoffen umgegangen wird bzw. auf 
denen ein solcher Umgang nicht auszuschließen ist oder auf denen sonstige gewässer-
schädliche Nutzungen stattfinden. 

• Bei Dachflächen mit stärkerer Verschmutzung (z.B. bei starker Luftverschmutzung durch 
Industriebetriebe o.Ä.). 

Die Schmutzwasserentsorgung ist über den Sammler des Abwasserzweckverbandes Lech-
feld gesichert. 

4.6 Grünordnung 

Die Grünordnung hat das Ziel, die baulichen Anlagen möglichst gut in die umgebende Land-
schaft einzubinden, einen gemäßigten Übergang von bebautem Gebiet in die offene Land-
schaft herzustellen und vorhabenbedingte Eingriffe in Natur und Landschaft zu mindern. 

Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 

Um die Bebauung in die Umgebung einzubinden, wird an der Westgrenze des Plangebietes 
eine naturnah ausgeprägte Baumheckenpflanzung aus landschafts- und standortgerechten 
Gehölzen (Baumanteil ca. 10 %) mit einer Gesamtbreite von mindestens 5 m festgesetzt, 
welche die lineare Ortsrandeingrünung von Süden her fortsetzt. Weiterhin sind im Bereich 
von Pkw-Stellplätzen Baumpflanzungen von einem Baum I. Wuchsklasse je fünf Stellplätze 
festgesetzt. 

Durch die festgesetzten Grünflächen wird das Plangebiet optisch gefasst. Gleichzeitig dienen 
die Festsetzungen der ökologischen und optischen Aufwertung des Gebietes und vermin-
dern den Eingriff in Natur und Landschaft. Durch die Pflanzung von Gehölzen werden die 
Bodenfunktionen aufgewertet und kleinklimatische Gunsträume infolge des Schattenwurfs 
und der Luftfilterung der Gehölze geschaffen. Die Flächen dienen Pflanzen und Tieren als 
neue Lebensräume. 

Die Baugebiete bleiben auf mindestens 20 bis 40 % der Grundstücksfläche unversiegelt. 
Durch den Verzicht auf weitergehende grünordnerische Festsetzungen sollen innerhalb der 
Gewerbegebiete die erforderlichen Planungsfreiheiten für die funktionale Anordnung der 
Gebäude, Lagerflächen und Stellplätze der Gewerbeansiedlungen sichergestellt werden. 

Bei den Begrünungsmaßnahmen ist grundsätzlich landschafts- und standortgerechte Vege-
tation gemäß der Pflanzliste laut Satzung zu verwenden. Durch die Verwendung landschafts- 
und standortgerechter Vegetation wird gewährleistet, dass das Nährstoffpotenzial des Bo-
dens für einen vitalen Wuchs ausgenutzt, die Bodenfruchtbarkeit nicht nachhaltig beeinträch-
tigt wird und die Pflanzen widerstandsfähig gegen abiotische und biotische Schäden sind. 

4.7 Anforderungen nach § 1 Abs. 6 Baugesetzbuch an gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse 

Allgemeine Anforderungen 

Nach § 1 Abs. 6 Baugesetzbuch (BauGB) sind bei der Aufstellung von Bebauungsplänen 
insbesondere die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse zu berücksich-
tigen. Nach § 50 des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
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Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (BImSchG) sind 
bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen die für eine bestimmte Nutzung vorge-
sehenen Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen und von 
schweren Unfällen im Sinne des Artikels 3 Nr. 5 der Richtlinie 96/82/EG in Betriebsbereichen 
hervorgerufene Auswirkungen auf ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienenden 
Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete so weit wie möglich vermieden werden. 

Um zu beurteilen, ob durch die zukünftige Nutzung des Bebauungsplangebietes als Gewer-
begebiet diese Anforderung für die schützenswerte Bebauung hinsichtlich des Schallschut-
zes erfüllt sind, können die Orientierungswerte des Beiblattes 1 zur DIN 18005 "Schallschutz 
im Städtebau", Teil 1 herangezogen werden. Die Definition der schützenswerten Bebauung 
richtet sich nach der Definition im Beiblatt 1 zur DIN 18005 "Schallschutz im Städtebau" und 
nach der TA-Lärm "Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm", vom 26.08.1998, An-
hang A.1.3 "Maßgeblicher Immissionsort". 

Im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. L 26 wurde die Bekon Lärmschutz & 
Akustik GmbH von der Gemeinde Graben beauftragt, die Lärmsituation zu berechnen und zu 
bewerten. Hierzu liegt der Bericht mit der Bezeichnung "Schalltechnische Untersuchung und 
Beratung zum Bebauungsplan Nr. L 26 "Gewerbegebiet 4" in Graben" mit Stand vom 
06.05.2013 vor (vgl. Anlage 1), aus dem sich die textlichen Festsetzungen zum Immissions-
schutz ergeben. Die nachfolgenden Angaben wurden dem o.g. Gutachten entnommen. 

Zugänglichkeit der Normen, Richtlinien und Vorschriften 

Die genannten Normen und Richtlinien können beim Landratsamt Augsburg zu den üblichen 
Öffnungszeiten nach Voranmeldung kostenlos eingesehen werden. 

Die genannten Normen und Richtlinien sind beim Deutschen Patentamt archivmäßig gesi-
chert hinterlegt. Zudem sind sie bei der Beuth Verlag GmbH, Berlin zu beziehen (Beuth 
Verlag GmbH, Burggrafenstraße 6, 10787 Berlin). 

Die genannten Normen, Richtlinien und sonstige Vorschriften können auch bei der Bekon 
Lärmschutz & Akustik GmbH (Schaezlerstr. 9, 86150 Augsburg, Tel. 0821-34779-0) nach 
Voranmeldung kostenlos eingesehen werden. 

4.7.1 Lärmimmissionen 

Zulässige Lärmemissionen nach der DIN 45691:2006-12 

Um eine Überschreitung der zu Grunde zu legenden Gewerbelärmimmissionen an der 
schützenswerten Bebauung zu verhindern, wurden Emissionskontingente für das Be-
bauungsplangebiet festgesetzt. Die Festsetzung erfolgte nach der DIN 45691:2006-12 "Ge-
räuschkontingentierung". Um der hier erforderlichen hohen Genauigkeit gerecht zu werden, 
sind die Berechnungen (in Abweichung zur DIN 45691) mit einer Nachkommastelle genau 
durchzuführen. Als Einfallswinkel ist von 360 Grad auszugehen. Somit ist festgelegt, dass 
z.B. die Eigenabschirmung einer Gebäudefassade eines betrachteten Wohngebäudes nicht 
herangezogen wird.  

Erstreckt sich die Betriebsfläche eines Vorhabens über mehrere Teilflächen, so ist dieses 
Vorhaben dann zulässig, wenn der sich ergebende Beurteilungspegel nicht größer ist als die 
Summe der sich aus den Emissionskontingenten ergebenden Immissionskontingente. Es 
werden somit alle Immissionskontingente LIK,i,j aus den Teilflächen (i) an den relevanten Im-
missionspunkten (j) ermittelt und logarithmisch aufsummiert. Diese Summe stellt den Wert dar, 
der von dem zukünftigen tatsächlichen Anlagengeräusch nicht überschritten werden darf. 
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Die Festsetzung von Emissionskontingenten (bisher war die Festsetzung von "immissions-
wirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegeln" üblich) in Misch-, Gewerbe- oder In-
dustriegebieten ist nach § 1 Abs. 4 Baunutzungsverordnung (BauNVO) zur Konkretisierung 
der besonderen Eigenschaften der Betriebe und Anlagen im Bebauungsplangebiet möglich. 
Somit werden die umliegenden schützenswerten Bebauungen vor unzumutbaren Lärmein-
wirkungen geschützt. Ferner kann eine gerechte Verteilung der zulässigen Lärmemissionen 
auf das gesamte Bebauungsplangebiet sichergestellt werden. 

Durch die Gliederung hinsichtlich der Emissionseigenschaften (§ 1 Abs. 4 BauNVO) wird 
somit geregelt, welche Schallemissionen die Betriebe und Anlagen aufweisen dürfen. Mit 
dem festgesetzten Rechenverfahren ergibt sich dann auf dem Ausbreitungsweg für die um-
liegenden schützenswerten Nutzungen der jeweilige Immissionsrichtwert-Anteil. 

Als Bezugsfläche ist von der als Gewerbegebiet festgesetzten Fläche auszugehen. Dies ist 
die im Plan grau dargestellte Fläche (ohne Grünflächen). Es ist im Rahmen des Genehmi-
gungsverfahrens zu berechnen, welcher Immissionsrichtwert-Anteil (LIK;ij) sich für die jeweili-
ge Teilfläche ergibt. Dieser kann aus den festgesetzten Emissionskontingenten ohne die 
richtungsabhängige Zusatzemission berechnet werden. Ferner ist zu berechnen, ob die zu 
erwartenden Lärmemissionen des sich ansiedelnden Betriebes Beurteilungspegel verursa-
chen, die unterhalb der Immissionsrichtwert-Anteile liegen. Dies gilt für Vorhaben, deren 
Beurteilungspegel um weniger als 20 dB(A) unter dem Immissionsrichtwert liegen. Die sich 
so ergebenden zulässigen Emissionen und darauf aufbauende Immissionskontingente  (bzw. 
Immissionsrichtwert-Anteile im Sinne der TA Lärm) stellen das Lärmkontingent dar, das von 
dem Nutzer des Grundstückes in Anspruch genommen werden darf. 

Im Rahmen eines nachfolgenden Genehmigungsverfahrens (nach BImSchG, Baurecht usw.) 
muss der Antragsteller die jeweiligen schalltechnischen Anforderungen entsprechend dem 
im Genehmigungsverfahren einschlägigen Regelwerk (z.B. TA Lärm) nachweisen. Somit ist 
beispielsweise die Einhaltung der Anforderungen der TA Lärm hinsichtlich tieffrequenter 
Geräusche im Genehmigungsverfahren nachzuweisen. Darüber hinaus ist zusätzlich nach-
zuweisen, dass die sich aufgrund der Satzung ergebenden Lärm-Emissionskontingente nicht 
überschritten werden. Der Nachweis der Einhaltung der Festsetzungen der Satzung hinsicht-
lich Lärmemissionen ersetzt somit keinerlei Genehmigungsverfahren. Die Kommune legt viel 
mehr fest, welche Lärmemissionen dem Antragsteller zustehen. Dabei sind alle Lärmemissi-
onen maßgeblich, die entsprechend dem jeweiligen Regelwerk im Genehmigungsverfahren 
einzustellen sind. Dies sind z.B. bei einem Genehmigungsverfahren nach BImSchG alle 
Lärmemissionen von ortsfesten und beweglichen Anlagen auf dem Betriebsgelände (z.B. 
Lärmemissionen von PKW- und LKW-Fahrvorgängen auf dem Betriebsgelände, Lärmemis-
sionen von Fahrvorgängen auf Schienenanlagen, Lärmemissionen von Be- und Entlade-
vorgängen von LKW auf dem Betriebsgelände, Lärmemissionen von Beschallungsanlagen, 
menschliche Stimmen usw.). Dabei besteht keinerlei Zusammenhang zwischen der genauen 
Lage der Schallquelle und den flächenhaft verteilten Emissionskontingenten. Der Eigentümer 
der Fläche (und somit der Emissionskontingente) kann diese frei verteilen. Einzig wichtig 
dabei ist, dass er sein Gesamtemissionskontingent nicht überschreitet. Somit ist sicherge-
stellt, dass an den umliegenden schutzbedürftigen Nutzungen nur die Lärmimmissionen 
entstehen, die die Kommune als Abwägungsgrundlage zugrunde gelegt hat. 

Zur Berechnung der zulässigen Immissionsrichtwert-Anteile sind nur die schutzbedürftigen 
Räume in Gebäuden (bzw. bei unbebauten Flächen oder bebauten Flächen, die keine Ge-
bäude mit schutzbedürftigen Räumen enthalten, an dem am stärksten betroffenen Rand der 
Fläche, wo nach dem Bau- und Planungsrecht Gebäude mit schutzbedürftigen Räumen 
erstellt werden dürfen) außerhalb des Bebauungsplangebietes heranzuziehen. Die Definition 
der schutzbedürftigen Räume richtet sich nach der Definition der TA Lärm "Technische Anlei-
tung zum Schutz gegen Lärm", vom 26.08.1998, Anhang A.1.3 "Maßgeblicher Immissions-
ort". Ein Nachweis der Einhaltung der zulässigen Immissionsrichtwert-Anteile innerhalb des 
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Plangebietes (z.B. an Bürogebäuden) ist nicht erforderlich. Der Schutzanspruch innerhalb 
des Plangebietes an benachbarte Grundstücke richtet sich ausschließlich nach der TA Lärm 
"Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm", vom 26.08.1998. 

Hinweis: Bei der Berechnung der tatsächlichen Immissionen im Rahmen des Genehmi-
gungsverfahrens können auch Dämpfungen und Abschirmungen entsprechend der DIN ISO 
9613-2 Akustik, "Dämpfung des Schalls bei der Ausbreitung im Freien; Teil 2: Allgemeines 
Berechnungsverfahren" berücksichtigt werden. Die Beurteilungszeiträume tagsüber und 
nachts beziehen sich jeweils auf die Definition dieser Zeiträume in der TA Lärm "Technische 
Anleitung zum Schutz gegen Lärm", vom 26.08.1998. 

Bewertung der Vorbelastung durch vorhandenen und zulässigen Gewerbelärm  

Folgende Vorbelastungen aus dem Gemeindegebiet Kleinaitingen wurden berücksichtigt: 

a.  Bebauungsplan der Gemeinde Kleinaitingen Nr. 8 "Nördlich der Kreisstraße A 30" ent-
sprechend der Satzung tagsüber 70 dB(A) und nachts 62 dB(A) pro Quadratmeter Be-
zugsfläche. In der Satzung zum Bebauungsplan ist festgesetzt: 

"§ 7 Immissionsschutz (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)  

(1) Gewerbeemissionen 

- Auf der im Plangebiet liegenden Gewerbegebietsfläche sind nur solche Betriebe und 
Aktivitäten zulässig, deren immissionswirksames, flächenhaftes Emissionsverhalten die 
immissionswirksamen, flächenbezogenen Schallleistungspegel von 70 dB(A)/m² im 
Tagzeitraum LW,T" (06.00 Uhr bis 22.00 Uhr) und von 62 dB(A)/m² im Nachtzeitraum 
LW,N" (22.00 Uhr bis 06.00 Uhr) nicht überschreitet. 

- Beim Genehmigungsantrag von jedem anzusiedelnden Betrieb bzw. bei Änderungsge-
nehmigungsanträgen von bestehenden Betrieben ist anhand schalltechnischer Gutach-
ten auf der Grundlage der Beurteilungsvorschrift "Technische Anleitung zum Schutz 
gegen Lärm" (TA Lärm) vom 26.08.1998 nachzuweisen, dass die Immissionsrichtwert-
Anteile (IRWA) an den Immissionsorten nicht überschritten werden. Sie ergeben sich 
aus den festgesetzten immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegeln 
unter Anwendung der Rechenvorschrift Norm E DIN ISO 9613-2 "Dämpfung des 
Schalls bei der Ausbreitung im Freien, Teil 2" vom September 1997 mit einer Quell-
höhe von 2 m über Gelände (Berechnung nach Kapitel 7.3.2 "Alternatives Verfahren" 
mit f =500 Hz, ohne meteorologische Korrektur) und ungehinderter Schallausbreitung 
im Bereich der kontingentierten Flächen. Als Beurteilungsvorschrift dient die DIN 
18005. Die Gutachten sind zusammen mit dem Bauantrag unaufgefordert vorzulegen." 

Da keine Bezugsfläche für die Ermittlung der zulässigen Lärmemissionen festgesetzt ist, 
ist davon auszugehen, dass die Satzung nicht den Anforderungen der Rechtsprechung 
entspricht. Als Bezugsfläche kann die "Gewerbegebietsfläche" gemeint sein. In der 
BauNVO ist aber eine "Gewerbegebietsfläche" nirgends definiert. Es könnte das Bauland 
im Sinne von § 19 Abs. 3 BauNVO oder auch die zur gewerblichen Nutzung zur Verfü-
gung stehende Fläche ohne Grünfläche oder eine andere Fläche gemeint sein. Daher 
sind Pegelunterschiede für die Gesamtemission von über 1 dB(A) zu erwarten. In der Be-
gründung findet sich auch kein Hinweis auf die Bezugsfläche. (Ferner ist anzumerken, 
dass der Bebauungsplan nicht gegliedert ist und daher eine Festsetzung nach §1 Abs. 4 
BauNVO nicht gegeben ist. Es fehlt hier somit an der Zulässigkeit der Festsetzung von 
immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegeln.) In diesem Bebauungs-
plan wird auf die "Schalltechnische Untersuchung (Nr. 044-02L vom 18.04.2002, Ergän-
zung Nr. 136-02L vom 16.09.2002)" Büro HEBO, Bochum Bezug genommen. Hier werden 
flächenbezogene Schallleistungspegel für Wände, Decken usw. vorgeschlagen. Daher hat 
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dieses Gutachten keinerlei Informationsgehalt für die Ermittlung der zulässigen Lärm-
emissionen. Vom Büro UTP Umwelt- Technik und Planungs GmbH, Altomünster, wurde 
eine weitere schalltechnische Untersuchung (Nr. 2059.0 / 2003-R1) angefertigt. Hier wur-
de die Emissionsfläche ohne Bezug zum Bebauungsplan der Gemeinde Kleinaitingen 
"exemplarisch" angenommen. Daher kann auf dieses Gutachten ebenfalls nicht zurück-
gegriffen werden. Es wurde die Bezugsfläche innerhalb der Baugrenze herangezogen. 
Somit ergeben sich annähernd die gleichen Beurteilungspegel in der Gemeinde Kleinai-
tingen wie in dem Gutachten der UTP. Somit wurde versucht, dem "Planungswillen" der 
Gemeinde Kleinaitingen gerecht zu werden. 

b.  Erweiterung der gewerblichen Nutzung entsprechend Flächennutzungsplanänderung der 
Gemeinde Kleinaitingen tagsüber 65 dB(A) und nachts 50 dB(A) pro Quadratmeter Be-
zugsfläche. 

Folgende Vorbelastungen aus dem Gemeindegebiet Graben wurden berücksichtigt: 

c.  Bebauungsplan der Gemeinde Graben Nr. L 11 "Gewerbegebiet 1" entsprechend der 
Satzung tagsüber 60 dB(A) und nachts 45 dB(A). 

d.  Bebauungsplan der Gemeinde Graben Nr. L 14 "Gewerbegebiet 2" entsprechend der 
Satzung, ein flächenbezogener Schallleistungspegel: 

Teilgebiet westlich tags 65 dB(A) nachts 50 dB(A). 
Teilgebiet östlich tags 60 dB(A) nachts 45 dB(A). 

e. Bebauungsplan der Gemeinde Graben Nr. L 15 "Gewerbegebiet 3" entsprechend der 
Satzung ein flächenbezogener Schallleistungspegel: 

Teilgebiet nördlich tags 65 dB(A) nachts 50 dB(A). 
Teilgebiet südlich tags 60 dB(A) nachts 45 dB(A). 

f. Bebauungsplan der Gemeinde Graben Nr. L 21 mit integriertem Grünordnungsplan "In-
dustriegebiet 1 an der A 30" entsprechend der Satzung tagsüber 70 dB(A) und nachts 58 
dB(A) pro Quadratmeter Bezugsfläche. Die Berechnung erfolgte entsprechend der Sat-
zung für die noch verbliebenen Teilflächen. 

g. Bebauungsplan der Gemeinde Graben Nr. L 24 "Industriegebiet 2 an der A 30" entspre-
chend der Satzung pro Quadratmeter Bezugsfläche: 

GI1 und GI2 tags LEK=62 dB(A) nachts LEK =47 dB(A) 
GI3 tags LEK =67 dB(A) nachts LEK =56 dB(A) 
GI4 tags LEK =67 dB(A) nachts LEK =60 dB(A) 

Zulässige Zusatzkontingente (Norden= 0 Grad): 

Winkel 260°-110° tags 0 dB(A) nachts 0 dB(A) 
Winkel 110°-165° tags 3 dB(A) nachts 10 dB(A) 
Winkel 165°-205° tags 3 dB(A) nachts 1 dB(A) 
Winkel 205°-260° tags 3 dB(A) nachts 3 dB(A) 

h. Bebauungsplan der Gemeinde Graben Nr. L 25 "Gewerbegebiet Via Claudia" entspre-
chend der Satzung pro Quadratmeter Bezugsfläche: 

GI1 tags LEK =60 dB(A) nachts LEK =45 dB(A) 
GI2 tags LEK =62 dB(A) nachts LEK =57 dB(A) 
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Zulässige Zusatzkontingente (Norden= 0 Grad): 

Winkel 27°- 108° tags 3 dB(A) nachts 3 dB(A) 
Winkel 108°-167° tags 5 dB(A) nachts 11 dB(A) 
Winkel 167°-190° tags 0 dB(A) nachts 0 dB(A) 
Winkel 190°-230° tags 2 dB(A) nachts 2 dB(A) 
Winkel 230°-352° tags 2 dB(A) nachts 2 dB(A) 
Winkel 352°-27° tags 1 dB(A) nachts 1 dB(A) 

Bewertung der Lärmimmissionen 

Die Orientierungswerte des Beiblattes 1 zur DIN 18005 für Gewerbelärm stimmen mit den 
Immissionsrichtwerten der TA Lärm "Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm", vom 
26.08.1998 überein. 

Die Lage der untersuchten Immissionspunkte IP kann der nachfolgenden Abbildung ent-
nommen werden. 
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Abbildung 2 Lage der Immissionspunkte IP (BEKON Lärmschutz & Akustik GmbH, 
2013) 
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1. Erweiterungsflächen für Wohnbebauung Graben entsprechend dem Flächen-
nutzungsplan (IP07) 

Es werden auch unter Beachtung der Summenbildung die für ein allgemeines Wohngebiet 
vorgegebenen Orientierungswerte von tagsüber 55 dB(A) eingehalten und nachts 40 dB(A) 
nur geringfügig überschritten. 

2. Vorhandene Wohnbebauung in Lagerlechfeld (IP13) 

Es werden auch unter Beachtung der Summenbildung die für ein allgemeines Wohngebiet 
vorgegebenen Orientierungswerte von tagsüber 55 dB(A) und nachts 40 dB(A) eingehalten. 

3. Vorhandene Wohnbebauung in Lagerlechfeld (IP12, und IP14) 

Es werden auch unter Beachtung der Summenbildung die für ein allgemeines Wohngebiet 
vorgegebenen Orientierungswerte von tagsüber 55 dB(A) eingehalten und nachts 40 dB(A) 
um weniger als 1,5 dB(A) überschritten. Die Überschreitung wird im Wesentlichen durch die 
Gewerbelärmvorbelastung verursacht. 

4. Vorhandene Wohnbebauung in Lagerlechfeld (IP19) 

Die vorgegebenen Orientierungswerte werden tagsüber um etwa 3 dB(A) und nachts um 
etwa 4 dB(A) überschritten. Die Überschreitung wird im Wesentlichen durch die Gewerbe-
lärmvorbelastung verursacht. Die Pegelanhebung durch die zulässigen Lärmemissionen aus 
dem Bebauungsplangebiet L 26 beträgt etwa 0,1 dB(A). 

5. Vorhandene Gewerbegebietsflächen in Lagerlechfeld (IP20, IP21, IP22) 

Es werden auch unter Beachtung der Summenbildung die für ein Gewerbegebiet vorgege-
benen Orientierungswerte von tagsüber 65 dB(A) und nachts 50 dB(A) eingehalten. 

6. Erweiterungsflächen für Wohnbebauung Lagerlechfeld entsprechend dem Flächen-
nutzungsplan (IP18) 

Es werden auch unter Beachtung der Summenbildung die für ein allgemeines Wohngebiet 
vorgegebenen Orientierungswerte von tagsüber 55 dB(A) eingehalten und nachts 40 dB(A) 
um etwa 1,5 dB(A) überschritten. 

Baulicher Mindest-Schallschutz hinsichtlich des Fluglärms 

Es wurden die sich aus den im Regionalplan (Regierung von Schwaben, in Kraft getreten am 
20.11.2007, RABl Nr. 18 vom 19. November 2007) festgelegten Lärmschutzbereichen erge-
benden Mindestanforderungen an den baulichen Schallschutz festgesetzt. Das Plangebiet 
befindet sich im Lärmschutzbereich Ci. Hier ist ein äquivalenter Dauerschallpegel von 64 
dB(A) bis 67 dB(A) zu erwarten. Entsprechend dem o.g. Regionalplan sind hier gewerbliche 
und industrielle Nutzungen uneingeschränkt zulässig. 

Entsprechend dem Schreiben des Bayerischen Staatsministeriums des Inneren vom 
13.10.1983 ergeben sich folgende Anforderungen an den baulichen Schallschutz: 

In der inneren Teilzone Ci der Zone C müssen die Bauteile, die Aufenthaltsräume nach 
außen abschließen, ein bewertetes Gesamtschalldämm-Maß von mindestens 40 dB aufwei-
sen. Die Einhaltung der sich aus den Fluglärmzonen ergebenden Anforderungen an die 
Außenbauteile ist somit sichergestellt. 
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Das Fluglärmgesetz und die darauf aufbauenden Lärmschutzbereiche haben sich im Jahre 
2007 geändert. Daher ist eine Anpassung des Regionalplanes erforderlich. Wenn diese 
Anpassung an die aktuelle Rechtslage erfolgt ist, ist gegebenenfalls der Bebauungsplan 
anzupassen, da die Systematik der Schutzzonen entsprechend dem aktuellen Gesetz nicht 
mit dem Regionalplan mit der entsprechend der bisherigen Rechtslage vorgenommenen 
Festlegung der Lärmschutzbereiche übereinstimmt. 

4.7.2 Planbedingter Fahrverkehr auf öffentlichen Verkehrswegen und Verkehrslärm 

Die folgenden Aussagen zum Verkehr und zur Verkehrslärmbelastung wurden der "Schall-
technische Untersuchung und Beratung zum Bebauungsplan Nr. L 26 "Gewerbegebiet 4" in 
Graben", erstellt von der Bekon Lärmschutz & Akustik GmbH, entnommen. 

Die Erschließung ist über die Weberstraße sowie die Gewerbestraße auf die Lechfelder 
Straße geplant. Es wird ein durchschnittliches planbedingtes Fahrzeugaufkommen von 60 
Fahrzeugen pro Tag angesetzt. Wenn alle Fahrzeuge (bis zu 40 PKW und 20 LKW täglich) 
aus einer Richtung kommen und in einer Richtung abfahren, ist mit einem Emissionspegel 
von LmE,25 = 45,9 dB(A) zu rechnen. Damit werden durch das Vorhaben Lärmpegel verur-
sacht, die nach den Vorgaben des Beiblattes 1 zur DIN 18005 in einem allgemeinen Wohn-
gebiet zulässig wären. 

Somit werden keine Wohngebiete oder Wohngebäude wesentlich durch den planbedingten 
Fahrverkehr auf öffentlichen Verkehrswegen beeinträchtigt. Die mögliche Beeinträchtigung 
an den Verkehrswegen liegt im Rahmen der allgemein üblichen Schwankungsbreite des 
Fahraufkommens auf öffentlichen Verkehrswegen und wird als zumutbar angesehen. 

4.8 Bauordnungsrechtliche und gestalterische Festsetzungen 

Mit der Einschränkung der Zulässigkeit von Werbeanlagen wird unnötigen Beeinträchtigun-
gen des Orts- und Landschaftsbildes entgegengewirkt. Von den Festsetzungen zur maxima-
len Höhenbegrenzung der zulässigen Gebäude werden lediglich untergeordnete Dachauf-
bauten, aber keine Werbeanlagen ausgenommen. 

4.9 Kennzeichnungen, nachrichtliche Übernahmen und Hinweise (§ 9 Abs. 6 
BauGB) 

Bauschutzbereich des Militärflugplatzes Lechfeld 

Das Plangebiet liegt im Bauschutzbereich des Militärflugplatzes Lechfeld nach §12 Abs. 3 
Ziff. 1a Luftverkehrsgesetz (LuftVG); Unterlagen über den Bauschutzbereich liegen beim 
Landratsamt Augsburg auf. Innerhalb des Bauschutzbereichs bedürfen Baugenehmigungen 
von baulichen Anlagen, wenn diese eine Höhe von 25 m überschreiten sollten (Höhe bezo-
gen auf den Flughafenbezugspunkt), der Zustimmung der Militärischen Luftfahrtbehörde. 
Auch das Aufstellen von Kränen o.ä. bedarf bei Überschreitung der vorgenannten Höhe der 
besonderen Genehmigung der Militärischen Luftfahrtbehörde. 

Schutzbereich der Flugsicherungsanlage TACAN 

Das Plangebiet liegt im Schutzbereich der Flugsicherungsanlage TACAN-Lechfeld (äußere 
Zone von 1.000 m bis 2.000 m) gemäß Anordnung des Bundesministeriums der Verteidigung 
– WV III 7 – Anordnungsnr. VI/LeT vom 21.09.2000. Die im Schutzbereich geltenden Eigen-
tums- und Nutzungsbeschränkungen (Schutzbereichsanordnungsunterlagen liegen bei der 
Gemeinde) sind zu beachten. Es ist damit zu rechnen, dass es aufgrund der Nähe des Plan-
gebietes zum Flugplatz Lechfeld zu Einschränkungen (z.B. Höhenbegrenzungen) oder Auf-
lagen (z.B. Forderung nach einem signaturtechnischen Gutachten) kommen kann. Fassa-
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denkonstruktionen (Art, Material und Gestaltung) sind mit der Wehrbereichsverwaltung ab-
zustimmen, um mögliche Beeinträchtigungen von militärischen Anlagen auszuschließen. 

Mit Leitungsrecht zu belastende Fläche 

Zu der entlang der östlichen Plangebietsgrenze gelegenen 110-kV-Freileitung wurden von 
der LEW Verteilnetz GmbH die folgend aufgeführten, zu beachtenden Hinweise gegeben. 

Innerhalb des Leitungsschutzbereiches sind aus Sicherheitsgründen die einschlägigen DIN-
VDE-Vorschriften zu beachten. Da nach EN 50341 Mindestabstände zu den Leiterseilen der 
Hochspannungsleitung gefordert werden, sind die Unterbauungs- sowie auch die Unter-
wuchshöhen in diesem Bereich beschränkt. 

Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass für sämtliche Bauvorhaben und Baumaßnahmen, 
die ganz oder teilweise innerhalb der Schutzzone der Hochspannungsleitung zu liegen 
kommen, eine Überprüfung der Einhaltung geltender DIN/VDE- Bestimmungen notwendig 
ist. Die entsprechenden Planunterlagen sind der LEW Verteilnetz GmbH deshalb im Rahmen 
des durchzuführenden Genehmigungsverfahrens gemäß Art. 65 Abs. 1 BayBO bzw. nach 
Vorliegen einer Detailplanung zur Überprüfung und Stellungnahme zuzuleiten. Ferner ist 
nach DIN VDE 0105 bei Arbeiten in Spannungsnähe immer ein bestimmter Schutzabstand 
zu den Leiterseilen einzuhalten. 

Die "Auflagen und Hinweise - Bebauungsplan" der LEW Verteilnetz GmbH sind zu beachten. 

Landwirtschaftliche Emissionen 

Die Erwerber, Besitzer und Bebauer der Grundstücke im Planbereich haben die landwirt-
schaftlichen Emissionen (Lärm-, Geruchs- und Staubeinwirkungen), die von angrenzenden 
landwirtschaftlich ordnungsgemäß genutzten Flächen ausgehen, unentgeltlich zu dulden und 
hinzunehmen. 

Denkmalschutz 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind lt. dem Bayerischen Denkmal-Atlas des 
Landesamts für Denkmalpflege (LfD) derzeit keine Bau- oder Bodendenkmale bekannt. Im 
Zuge des Verfahrens zur frühzeitigen Behördenbeteiligung hat das LfD darauf hingewiesen, 
dass eventuell zu Tage tretende Bodendenkmale der Meldepflicht an das LfD oder an die 
Untere Denkmalschutzbehörde gemäß Art. 8 Abs. 1-2 DSchG unterliegen. Dies ist von allen 
an der Bauausführung Beteiligten zu berücksichtigen. Bodendenkmale können u.a. als auf-
fällige Bodenverfärbungen, Holzreste, Mauern, Metallgegenstände, Steingeräte, Scherben 
und Knochen in Erscheinung treten. 

Gemäß Art. 8 Abs. 1 DSchG ist, wer Bodendenkmäler auffindet, verpflichtet, dies unverzüg-
lich der Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzei-
gen. Zur Anzeige verpflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstückes, 
sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die 
Anzeige eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die 
zu dem Fund geführt haben, aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch An-
zeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit. 

Nach Art. 8 Abs. 2 DSchG sind die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort bis zum 
Ablauf von einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere 
Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten 
gestattet. 
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Zu verständigen ist das Bayer. Landesamt für Denkmalpflege, Dienststelle Thierhaupten, 
Klosterberg 8, 86672 Thierhaupten, Tel. 0827-118 157-37; e-Mail: wolfgang.czysz@ 
blfd.bayern.de oder die zuständige Untere Denkmalschutzbehörde. 

Baugrund 

Das zur Bebauung anstehende Gelände ist nahezu eben. Es kann davon ausgegangen 
werden, dass bei der Gründung von Bauwerken Grundwasser nicht aufgeschlossen wird. 
Das Grundwasser in den quartären Kiesen liegt im Mittel bei ca. 9 m unter Geländeoberkan-
te (GOK). Den Bauherren wird empfohlen, beim Baugrubenaushub die Situation eigenver-
antwortlich zu prüfen und dann die entsprechenden bautechnischen Maßnahmen zu treffen. 

Bei Erdarbeiten ist generell darauf zu achten, ob evtl. künstliche Auffüllungen, Altablagerun-
gen o.Ä. angetroffen werden. In diesem Fall ist umgehend das Landratsamt einzuschalten, 
das alle weiteren erforderlichen Schritte veranlasst. 

Der militärische Flugplatz Lechfeld und seine Umgebung unterlagen vor allem 1944 Luftan-
griffen durch die Alliierten. Mit einer potenziellen Kampfmittelbelastung des Plangebiets ist 
daher zu rechnen. 

5 Umweltbericht 

Nach § 2 Abs. 4 des Baugesetzbuches (BauGB) i.d.F. v. 23.9.2004 ist für den aufzustellen-
den Bebauungsplan mit Grünordnung Nr. L 26 "Gewerbegebiet 4" eine Umweltprüfung nach 
den Vorgaben des BauGB durchzuführen, in der die voraussichtlichen erheblichen Umwelt-
auswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden. 

5.1 Kurzdarstellung der Inhalte und der wichtigsten Ziele des Bebauungsplanes 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. L 26 "Gewerbegebiet 4" schafft die Gemeinde 
Graben im Norden des Ortsteils Lagerlechfeld die planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
drei Gewerbegebiete. Sie erweitern die südlich gelegenen Gewerbegebiete der Bebauungs-
pläne L 14 und L 15 im Sinne einer lockeren Bebauung mit Kleingewerbe und klassischem 
Gewerbe. 

Ausführungen und Erläuterungen zum städtebaulichen Konzept sowie zu den planlichen und 
textlichen Festsetzungen können der Begründung gemäß § 9 Abs. 8 BauGB entnommen 
werden, welche auch genauere Angaben zu Art und Umfang der Planung sowie zum Bedarf 
an Grund und Boden enthält. 

5.2 Ziele des Umweltschutzes (in Fachgesetzen und -plänen festgelegte Ziele, Art 
der Berücksichtigung der Ziele des Umweltschutzes) 

Neben den allgemeinen gesetzlichen Grundlagen, wie dem Baugesetzbuch, den Natur- und 
Denkmalschutzgesetzen, der Immissionsschutz-, Abfall- und Wassergesetzgebung wurde im 
konkreten Fall insbesondere nachfolgende Gesetze, Pläne und Programme beachtet: 

In Fachgesetzen festgelegte Ziele des Umweltschutzes 

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

Bei der Aufstellung des Bebauungsplanes sind die Regelungen des BNatSchG anzuwenden. 
Die geplante Bebauung mit Erschließung und Stellplätzen stellt einen Eingriff in Natur und 
Landschaft dar und ist nach § 15 BNatSchG i. V. m. § 1 a BauGB auszugleichen. Der Aus-
gleichsflächenbedarf für den Eingriff wird in Anlehnung an den Leitfaden "Bauen im Einklang 
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mit Natur und Landschaft – Eingriffsregelung in der Bauleitplanung" - ergänzte Fassung 
(2003) - des Bayer. Staatsministeriums für Landesentwicklung und Umweltfragen ermittelt. 

Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) 

Gemäß § 50 Bundesimmissionsschutzgesetz darf es zu keiner unzumutbaren Beeinträchti-
gung von benachbarten Wohnnutzungen kommen (vgl. auch Anlage 1). Dem Optimierungs-
gebot im Sinne des § 50 BImSchG wurde im Rahmen der Umweltprüfung Rechnung getra-
gen. 

In Fachplanungen festgelegte Ziele des Umweltschutzes 

Laut dem Arten- und Biotopschutzprogramm des Landkreises Augsburg (ABSP) befindet 
sich der Umgriff des Bebauungsplans innerhalb des ca. 4.280 ha großen ABSP-
Schwerpunktgebietes "Flachgründige Schotterböden auf spät- und postglazialen Ablagerun-
gen im Lechtal (Lechfeld)". Für das Schwerpunktgebiet werden als Ziele die Wiederherstel-
lung des Lechtals (Lechauen, Lechfeld) in seiner Funktion als landesweit bedeutsame Ver-
bundachse für Arten der Kalkmagerrasen sowie der Kiefern-Trockenwälder und der Aufbau 
eines Biotopverbundes für die isolierten Heideflächen formuliert. 

Gemäß dem derzeit gültigen Regionalplan liegt das Plangebiet in der Zone Ci im Lärm-
schutzbereich zur Lenkung der Bauleitplanung im Bereich des Militärflugplatzes Lechfeld. In 
diesem Bereich sind gewerbliche Nutzungen uneingeschränkt zulässig, hinsichtlich des 
Fluglärms bestehen jedoch Mindestanforderungen an den baulichen Schallschutz. Die Ab-
grenzung des Lärmschutzbereiches und der einzelnen Zonen innerhalb des Lärmschutzbe-
reiches ist dem jeweils geltenden Regionalplan zu entnehmen. 

Der Landschaftsplan zum Flächennutzungsplan der Gemeinde Graben formuliert als Leitbild 
der Standorteinheit Niederterrasse, auf der das Plangebiet zu liegen kommt, die Entwicklung 
einer offenen Heidelandschaft mit extensiver Grünlandnutzung, …, Siedlungen außerhalb 
der Nahrungs- und Rastbiotope der Wiesenbrüter und eingegrünte Siedlungsränder. 

Weitere Fachplanungen mit Zielen des Umweltschutzes, wie Luftreinhaltepläne gibt es für 
das Plangebiet nicht. In welcher Form die vorgenannten Ziele des Umweltschutzes bei der 
Aufstellung des Bebauungsplanes berücksichtigt wurden, kann den einzelnen Schutzgutkapi-
teln entnommen werden. 

5.3 Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 

5.3.1 Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzu-
stands 

5.3.1.1 Mensch und seine Gesundheit 

Die Bestandssituation ist in der Begründung im Einzelnen dargestellt. 

Eine Wohnnutzung ist für das Plangebiet nicht anzuzeigen. Die nächste Wohnbebauung 
grenzt unmittelbar im Osten an das Plangebiet, zudem sind in den südlichen Gewerbegebie-
ten Betriebswohnungen vorhanden. 

Das Plangebiet besitzt eine geringe Bedeutung für die naturgebundene Erholungsnutzung. 
Auch die umgebenden Flächen stellen sich für Erholungssuchende u.a. aufgrund der unzu-
reichenden Erschließung als nur wenig attraktiv dar. Im weiteren Umkreis bieten sich jedoch 
Möglichkeiten zur Erholung in den Auen von Wertach und Lech sowie den ausgedehnten 
Waldflächen der Hochterrasse der Lech-Wertach-Ebene. 
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Für Fußgänger, Radfahrer und Kraftfahrer ist das Plangebiet über die Gewerbe- und die 
Weberstraße erschließbar. Sie bieten wiederum Anschluss an die Lechfelder Straße (Kreis-
straße A 31) und an überregionale Straßen. Die Lechfelder Straße wird im Flächennutzungs-
plan als überörtlicher Radweg dargestellt. Eine Anbindung an den ÖPNV besteht nicht. 

Verkehr und Schall 

Im Plangebiet entstehen gegenwärtig keine Verkehre und es werden keine Lärmbelastungen 
verursacht. Das Plangebiet sowie die in Lagerlechfeld gelegenen Wohnnutzungen unterlie-
gen Belastungen durch Lärmimmissionen aus dem Flug-, Bahn- und Straßenverkehr. In der 
schalltechnischen Untersuchung der Bekon Lärmschutz & Akustik GmbH (vgl. Anlage 1) 
wurden die bestehenden Gewerbelärmimmissionen auf relevanten Flächen in Lagerlechfeld 
und Graben beurteilt. Demnach werden derzeit an einigen Immissionspunkten die Orientie-
rungswerte zur DIN 18005 für Gewerbelärm (meist geringfügig) überschritten. 

Aufgrund der Lage in der Zone Ci des Lärmschutzbereiches zur Lenkung der Bauleitplanung 
im Bereich des Militärflugplatzes ist im Plangebiet ein äquivalenter Dauerschallpegel von  
64 dB(A) bis 67 dB(A) zu erwarten. Die Orientierungswerte für Allgemeine Wohngebiete 
werden hier überschritten. Die Abgrenzung des Lärmschutzbereiches und der einzelnen 
Zonen innerhalb des Lärmschutzbereiches ist dem jeweils geltenden Regionalplan zu ent-
nehmen. 

5.3.1.2 Tiere und Pflanzen 

Für die Angaben zur Pflanzen- und Tierwelt im Untersuchungsgebiet und dessen Umgebung 
wurden die amtliche Biotopkartierung, die Artenschutzkartierung Bayern und das darauf auf-
bauende Arten- und Biotopschutzprogramm (ABSP) des Landkreises Augsburg ausgewertet. 
Demgemäß sind im Plangebiet weder Fundpunkte naturschutzfachlich relevanter Arten, noch 
gesetzlich geschützte Biotope vorhanden. Auch sonstige geschützte Gebiete oder Strukturen 
nach dem Bundesnaturschutzgesetz oder dem Bayerischen Naturschutzgesetz (NSG, LSG, 
FFH etc.) sind im Geltungsbereich des Bebauungsplans oder dessen Umfeld nicht ausge-
wiesen. 

Das Plangebiet liegt im Schwerpunktgebiet "Flachgründige Schotterböden auf spät- und 
postglazialen Ablagerungen im Lechtal (Lechfeld)" des ABSP. Darüber hinaus ist der Pla-
nungsraum Teil des großflächigen BayernNetzNatur-Projektgebietes "Lebensraum Lechtal". 
Als potentiell natürliche Vegetation im Plangebiet wird vom Landesamt für Umwelt der Weiß-
seggen(-Winterlinden)-Eschen-Hainbuchenwald im Komplex mit Giersch-Bergahorn-
Eschenwald und Seggen-Buchenwald angegeben. 

Die offene Feldflur stellt einen Lebensraum für Offenlandarten dar und bietet entsprechen-
den Vogelarten grundsätzlich auch Brutmöglichkeiten. Aufgrund der geringen Größe und der 
Siedlungsnähe sind im Plangebiet jedoch nur Nahrungsgäste zu erwarten. Von eigenständi-
gen Populationen naturschutzrelevanter Tier- oder Pflanzenarten ist im Plangebiet nicht 
auszugehen. 

Als Vorbelastung bezüglich einer Eignung des Plangebietes als Lebensraum für Tier- und 
Pflanzenarten ist die intensive landwirtschaftliche Nutzung der Flächen anzusehen. Sie wirkt 
sich negativ auf die Vegetationsansiedlung aus und es ist von Eutrophierungs- und Pestizid-
belastungen auf den Flächen auszugehen. Für den Artenaustausch in südliche und östliche 
Richtungen stellen die umgebenden Siedlungsflächen sowie die Lechfelder Straße erhebli-
che Hindernisse dar. In die nördlichen und westlichen Richtungen ist der Artenaustausch 
durch die Landwirtschaftsnutzung und die strukturarme Feldflur eingeschränkt. 
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Insgesamt ist das Plangebiet stark anthropogen geprägt und weist nur eine geringe Struktur-
vielfalt auf. Es besitzt aufgrund der intensiven Nutzung keine naturschutzfachliche Bedeu-
tung für die Pflanzenwelt und hat als Nahrungshabitat eine untergeordnete Bedeutung für 
Tierarten. Vorkommen von gefährdeten, geschützten oder landkreisbedeutsamen Pflanzen-
arten oder geschützten Biotopen sind für das Plangebiet nach derzeitigem Kenntnisstand 
nicht bekannt. Zusammenfassend kann für das Plangebiet daher nur eine geringe natur-
schutzfachliche Bedeutung für Tiere und Pflanzen festgehalten werden. 

In Anlehnung an den Leitfaden zur Eingriffsregelung in Bayern "Bauen im Einklang mit Natur 
und Landschaft" (BAYSTMLU, 2003) kommt den im Plangebiet vorkommenden Biotop- und 
Nutzungsstrukturen (Ackerfläche) hinsichtlich des Arten- und Biotopschutzes ebenfalls nur 
eine geringe Bedeutung (Kategorie I) zu. 

5.3.1.3 Boden und Wasser 

Boden 

Das Plangebiet liegt auf einer Niederterrasse des Lechs, welcher durch würmeiszeitliche 
Ablagerungen die Schotterflächen des Planareals geschaffen hat. Die Dynamik des Lechs 
hatte hier ursprünglich ein wechselhaftes Mikrorelief geschaffen, das allerdings durch die 
landwirtschaftliche Nutzung bereits stark nivelliert wurde. Als Naturraum wird vom Lande-
samt für Umwelt für das Plangebiet Donau-Iller-Lech-Platten angegeben, welche mit Talbö-
den und Niederterrassen von Lech und Wertach mit dem Schmuttertal als Untereinheit de-
tailliert wird. Das leicht nach Norden hin abfallende Areal liegt auf einer Höhe von ca. 549 m 
ü. NN. Die Oberfläche des gesamten Plangebietes ist unversiegelt. 

Das Landesamt für Umwelt beschreibt den Boden als flachgründigen Schotterboden auf 
hoch- bis spätglazialen Terrassen- und Schotterflächen. Die Bodenart besteht aus kiesigem, 
sandig-schluffigem bis sandig-tonigem Lehm, der von sandigem, schwach schluffigem Kies 
gefolgt wird. Daraus ergibt sich als Bodentyp eine Ackerpararendzina, welche aus carbonat-
reichem Schotter entstanden ist. Die Eigenschaften werden mit einer guten Luftkapazität, 
einer hohen Durchlässigkeit, einer geringen Sorptionskapazität und einem geringen Filter-
vermögen beschrieben. 

Durch die intensive und regelmäßige Bewirtschaftung ist der Boden stark anthropogen ge-
prägt und weist einen hohen Verwitterungsgrad auf. Zudem ist von einer Vorbelastung mit 
Nährstoffen und Pestiziden auszugehen. 

Der militärische Flugplatz Lechfeld und seine Umgebung unterlagen vor allem 1944 Luftan-
griffen durch die Alliierten. Mit einer potenziellen Kampfmittelbelastung des Plangebiets ist 
daher zu rechnen. 

Aufgrund der intensiven Bewirtschaftung können die natürlichen Bodenfunktionen als nach-
rangig bezeichnet werden. Die Bodeneigenschaften haben eine geringe Bonität und ein 
geringes Rückhaltevermögen für Schadstoffe zur Folge. Daher ist auch die Nutzungsfunktion 
des Bodens als untergeordnet zu bezeichnen. Insgesamt handelt es sich also um einen 
Boden von mittlerer Wertigkeit. 

Wasser 

Oberflächengewässer befinden sich nicht im Plangebiet, so dass sich die nachfolgenden 
Ausführungen ausschließlich auf das Grundwasser beziehen. 

Das Grundwasser in den quartären Kiesen steht gemäß Bodeninformationssystem Bayern 
bei ca. 9 m unter Geländeoberkante (GOK) an. 



Gemeinde Graben Bebauungsplan Nr. L 26 "Gewerbegebiet 4" 
Begründung 

Seite 26 von 38 

Die Oberfläche des gesamten Plangebietes ist unversiegelt. Ansonsten bedingt der hohe 
Kiesanteil des Untergrundes einen sehr durchlässigen Boden, so dass eine hohe Versicke-
rungsrate von Niederschlagswasser angenommen werden kann. Dies hat eine hohe Bedeu-
tung des Plangebietes hinsichtlich der Grundwasserneubildung zur Folge, lässt aber ande-
rerseits den Untergrund entsprechend empfindlich gegen Schadstoffeinträge werden. 

5.3.1.4 Weitere Schutzgüter 

Klima / Luft 

Der Planungsumgriff gehört klimatisch zur "Donau-Iller-Lech-Platte". Die mittlere Jahresnie-
derschlagsmenge beträgt gemäß dem Bodeninformationssystem Bayern 850 bis 950 mm, 
die mittlere Lufttemperatur 7 bis 8 °C. 

Das offene Gelände stellt als solches ein Kaltluftentstehungsgebiet dar. Es befinden sich 
allerdings aufgrund der geringen Geländeneigung keine bekannten Luftleitbahnen oder 
Kaltluftströme im Bereich des Plangebietes. Frischluftentstehungsgebiete befinden sich nicht 
im Planareal. Der hauptsächlich aus Westen kommende Wind findet in der Umgebung auf-
grund der wenigen und zudem relativ niedrigen Bebauung kaum Strömungshindernisse, die 
für das Plangebiet von Bedeutung wären. Das Plangebiet ist Teil der offenen Feldflur, die 
sich in der Hauptwindrichtung Westen und im Norden großräumig fortsetzt und ist dement-
sprechend gut durchlüftet. 

Vom Plangebiet selbst gehen derzeit gehen keine Schadstoffemissionen aus. Es kann als 
lufthygienisch und lokalklimatisch unbelastet bezeichnet werden. 

Landschaft / Ortsbild 

Der Untersuchungsraum befindet sich im Naturraum der Lech-Niederterrassen, einer heute 
weitgehend ausgeräumten und entsprechend strukturarmen Landschaft. Das Landschafts-
bild ist durch eiszeitliche Vorgänge sowie die kulturhistorisch bedingte Nutzungsintensität der 
Landschaft geprägt. Die Böden der Niederterrasse unterliegen einer sehr langen intensiven 
Kulturnutzung, die ein ausgeräumtes und bisweilen monotones Landschaftsbild zur Folge hat 
und damit landschaftsbildästhetisch beeinträchtigend wirkt. 

Dementsprechend ist das Plangebiet aufgrund der zusätzlich ebenen Landschaft von Wes-
ten und Norden gut einsehbar. Im Osten und Süden wird das Ortsbild des Plangebietes 
durch die angrenzende Wohn- und Gewerbebebauung in Lagerlechfeld geprägt. Zudem wirkt 
die Freileitung, die im Nordosten des Plangebietes einen Maststandort hat, als technisches 
Landschaftselement negativ auf das Ortsbild ein. Bedeutende Sichtbeziehungen in die Um-
gebung des Plangebietes sind nicht zu nennen. 

Kultur- und sonstige Sachgüter 

Gemäß dem Bayerischen Denkmal-Atlas des Landesamts für Denkmalpflege sind gegen-
wärtig keine Funde von Bodendenkmalen im Plangebiet und dessen näherer Umgebung 
bekannt. Ebenso existieren hier keine Baudenkmale. 

Im Osten wird das Plangebiet von einer 110-kV-Freileitung der LEW in Nord-Süd-Richtung 
gequert. Sie wird durch einen 25 m breiten Schutzstreifen beiderseits der Leitungsachse 
geschützt. Sonstige wertgebende Sachgüter von überörtlicher Bedeutung im Sinne des 
BauGB befinden sich nach derzeitigem Kenntnisstand nicht innerhalb des Planungsraumes. 



Gemeinde Graben Bebauungsplan Nr. L 26 "Gewerbegebiet 4" 
Begründung 

Seite 27 von 38 

Wechselwirkungen 

Im Rahmen des Umweltberichts werden neben der Beschreibung und Bewertung der einzel-
nen Schutzgüter auch die Wechselwirkungen abgehandelt. Die Untersuchung der Wechsel-
wirkungen wird jedoch auf entscheidungserhebliche Aspekte begrenzt. 

Bei der Beschreibung von ökosystemaren Wechselwirkungen ist grundsätzlich davon auszu-
gehen, dass die schutzgutbezogenen Erfassungen bereits Informationen über die funktiona-
len Beziehungen zu anderen Schutzgütern und Schutzgutfunktionen beinhalten. Somit wer-
den über die schutzgutbezogene Beschreibung der Umwelt indirekt ökosystemare Wechsel-
wirkungen miterfasst. 

Im Plangebiet bestehen keine entscheidungserheblichen Wechselwirkungen zusätzlich zu 
den in der Analyse der einzelnen Schutzgüter bearbeiteten Projektwirkungen. 

Biologische Vielfalt 

Die Biologische Vielfalt, auch Biodiversität genannt, umfasst neben der Vielfalt der Arten 
auch die genetische und ökosystemare Vielfalt. Mit dem Schutz und der Erhaltung der 
Biodiversität wird gleichzeitig das Überlebensprinzip der Natur gesichert. Durch eine große 
Vielfalt der Arten und Lebensgemeinschaften ist es der Natur möglich, sich an wandelnde 
Umweltbedingungen anzupassen. 

Die Realisierung des Bebauungsplans vollzieht sich auf anthropogen beeinflussten und 
regelmäßig bewirtschafteten Ackerflächen. Die Ökosystemvielfalt ist somit als gering anzu-
nehmen. 

In Bezug auf die genetische Vielfalt ist für das Plangebiet aufgrund der im Allgemeinen un-
günstigen Habitatverhältnisse und damit anzunehmender geringer Individuen- und Artenzah-
len eine untergeordnete Bedeutung abzuleiten. Der Genaustausch wird durch die in östlicher 
und südlicher Richtung bestehenden Siedlungsflächen und durch fehlende Trittsteinbiotope 
in den westlichen und nördlichen Richtungen erschwert. Weiterhin stellt die Lechfelder Stra-
ße ein Hindernis dar. 

5.3.2 Prognose über den Umweltzustand bei Durchführung der Planung 

Im Folgenden werden die zu erwartenden Auswirkungen des Planungsvorhabens auf die 
Umwelt in Form einer vergleichenden Betrachtung der Bestandssituation und der Planungs-
situation beschrieben. 

5.3.2.1 Mensch und seine Gesundheit 

Der Bebauungsplan ermöglicht die Ansiedlung von klassischen Gewerbebetrieben mit einer 
eher lockeren Nutzung und den damit verbundenen Emissionen. Für die Ansiedlung werden 
Landwirtschaftsflächen aus der Nutzung genommen. Beeinträchtigungen der angrenzenden 
bewirtschafteten Flächen sind nicht anzunehmen, da deren Erschließung durch den westlich 
gelegenen Wirtschaftsweg weiter gesichert ist und im Westen des Plangebietes eine Fläche 
zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern mit einer Breite von mindestens 5 m als Puf-
ferstreifen festgesetzt ist. Eine nennenswerte Verschattung der umgebenden Felder durch 
die entstehenden Gebäude ist nicht gegeben. Mit dem südlich gelegenen gleichartigen Ge-
werbegebieten bilden die neuen Baugebiete eine geschlossene Einheit von Gewerbebetrie-
ben, welche durch die vorhandenen Erschließungs- und die Kreisstraße gut erschlossen 
werden können. 
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Verkehr und Schall 

Gemäß der schalltechnischen Untersuchung der Bekon Lärmschutz & Akustik GmbH wird für 
das künftige Gewerbegebiet von einem durchschnittlichen planbedingten Fahrzeugaufkom-
men von 60 Fahrzeugen pro Tag (bis zu 40 Pkw und 20 Lkw) ausgegangen. Damit werden 
durch das Vorhaben Lärmpegel verursacht, die nach den Vorgaben des Beiblattes 1 zur DIN 
18005 in einem allgemeinen Wohngebiet zulässig wären. Somit werden keine Wohngebiete 
oder Wohngebäude wesentlich durch den planbedingten Fahrverkehr auf öffentlichen Ver-
kehrswegen beeinträchtigt. Die mögliche Beeinträchtigung an den Verkehrswegen liegt lt. 
Untersuchung im Rahmen der allgemein üblichen Schwankungsbreite des Fahraufkommens 
auf öffentlichen Verkehrswegen und wird als zumutbar angesehen. 

Bezüglich der zukünftigen Gesamtlärmbelastung durch Gewerbelärmimmissionen an den 
Immissionspunkten stellt die schalltechnische Untersuchung fest, dass an einigen Immissi-
onspunkten die Orientierungswerte des Beiblattes zur DIN 18005, Teil 1, Beiblatt 1 für  
Gewerbelärmimmissionen überschritten werden. Die Planung verursacht demzufolge durch 
die Zusatzbelastung bedingte Pegelanhebungen, die aber als zumutbar anzusehen sind. 

Weitere Angaben können der Begründung, Kapitel 4.8 "Bauliche und sonstige technische 
Vorkehrungen zum Schutz, zur Vermeidung oder Minderung von schädlichen Umwelteinwir-
kungen" sowie Anlage 1 entnommen werden. 

Durch die Planung entstehen unter Beachtung der vorgesehenen Immissionsschutzmaß-
nahmen keine erheblichen Auswirkungen. 

5.3.2.2 Tiere und Pflanzen 

Mit der Umsetzung des Bebauungsplanes werden Ackerflächen mit einer nachrangigen 
Bedeutung für das Schutzgut Tiere und Pflanzen überbaut. Dies führt zu einer Zunahme der 
Versiegelung, und einem damit einhergehenden Verlust an – wenngleich nachrangigen - 
Lebensräumen für Tiere und Pflanzen, welcher wiederum einen ausgleichspflichtigen Eingriff 
in Natur und Landschaft im Sinne von § 14 BNatSchG darstellt. Die im Plangebiet anzuneh-
menden Nahrungsgäste und eventuell brütende Vogelarten des Offenlandes finden im land-
wirtschaftlichen Umfeld des Plangebietes weiterhin großflächig Ausweichlebensräume. 

Zu Minderung der Eingriffe tragen die naturnahe Baumhecke, die Bepflanzung von Stellplatz-
flächen mit Bäumen, die östliche Grünfläche und die generelle Verwendung von landschafts- 
und standortgerechten Pflanzen bei. Sie haben vermehrte Ansiedlungsflächen für Pflanzen, 
eine vermehrte Naturnähe der Vegetation und eine Strukturanreicherung des Lebensraumes 
für Tiere zur Folge,. Die vorgesehenen Bäume und Sträucher erhöhen langfristig das Ange-
bot an Singwarten für Singvögel und Einständen für Greife und Eulen. Für gehölzgebundene 
Vogelarten können sich darüber hinaus Brutmöglichkeiten ergeben. Ferner sorgen sockello-
se Einfriedungen für eine Durchlässigkeit des Plangebietes, zumindest für Tiere bis 
Kleinsäugergröße. Generell ist jedoch auch zukünftig nicht von Vorkommen naturschutzfach-
lich relevanter Arten im Plangebiet auszugehen. 

Grundsätzlich wird empfohlen die negativen Auswirkungen künstlicher Lichtquellen durch die 
strikte Ausrichtung der Lichtkegel auf den auszuleuchtenden Bereich, die Begrenzung der 
Betriebsdauer auf die absolut notwendige Zeit und die Verwendung von asymmetrischen 
Flutern mit NAV-Bestückung (Natrium-Nieder/Hochdrucklampen) auf ein unerhebliches Mini-
mum zu reduzieren. 

Als Ausgleich zu den vorhabenbedingten Eingriffen werden auf ca. 0,8 ha außerhalb des 
Plangebietes Kompensationsmaßnahmen durchgeführt. Details hierzu sind Kapitel 5.4.2 zu 
entnehmen. Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut sind nicht zu erwarten. 
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Artenschutz 

Im Folgenden werden die gesetzlichen Artenschutzbestimmungen des Bundes, die durch 
den Bebauungsplan berührt werden können, abgehandelt. 

Für die nach den Vorschriften des BauGB zulässigen Vorhaben im Sinne des § 18 Abs. 2 
Satz 1 BNatSchG sind bezüglich der artenschutzrechtlichen Regelungen des § 44 ff. 
BNatSchG die im Anhang IV der FFH-Richtlinie genannten Arten sowie die europäischen 
Vogelarten relevant. 

Gemäß den Hinweisen der Obersten Baubehörde im Bayerischen Staatsministerium des 
Innern (2013) gelten bei nach den Vorschriften des BauGB zulässigen Vorhaben bezüglich 
streng geschützter Arten sowie der Europäischen Vogelarten folgende Verbote: 

• Schädigungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 und 3 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG) 
a) Verletzung oder Tötung von Tieren oder Beschädigung oder Zerstörung ihrer Entwick-
lungsformen bzw. ihrer Fortpflanzungs- oder Ruhestätten. 
Abweichend davon liegt ein Verbot nicht vor, wenn die ökologische Funktion der vom Ein-
griff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusam-
menhang gewahrt wird. 
b) Beschädigung oder Zerstörung von Pflanzen oder ihren Entwicklungsformen bzw. ihrer 
Standorte 

• Störungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG) 
Erhebliche Störung von Tieren während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Über-
winterungs- und Wanderungszeiten. 
Abweichend davon liegt ein Verbot nicht vor, wenn die Störung zu keiner Verschlechte-
rung des Erhaltungszustands der lokalen Population einer Art führt. 

Da im Plangebiet keine Nachweise von Tier- oder Pflanzenarten, die durch ihre Nennung im 
Anhang IV der FFH- Richtlinie geschützt sind, bekannt sind, sind hierzu artenschutzrechtli-
che Belange nicht gesondert zu beachten. Hinsichtlich der Betroffenheit europäischer Vogel-
arten kann im Plangebiet von Vorkommen ubiquitärer Arten, wie Amsel, Star und Rabenkrä-
he ausgegangen werden. Aufgrund der geringen Gebietsgröße und der Siedlungsnähe sind 
im Plangebiet Nahrungsgäste jedoch keine Brutvögel zu erwarten. Eigenständige Populatio-
nen sind aufgrund der geringen Gebietsgröße und der ungünstigen Lebensraumeignung 
nicht vorstellbar. 

Hinsichtlich des Schädigungsverbotes von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten kann mit Si-
cherheit davon ausgegangen werden, dass gleichwertige Lebensräume für eventuell betrof-
fene Vögel des Offenlandes im Umfeld des Planvorhabens weiterhin großflächig zur Verfü-
gung stehen. Zudem sind im Plangebiet Gehölzpflanzungen festgesetzt, die als Lebensraum 
zumindest für an Gehölzstrukturen gebundene Vögel dienen können. Die ökologische Funk-
tion der vom Vorhaben eventuell betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten wird im 
räumlichen Zusammenhang damit gewahrt. Somit ist der Verbotstatbestand der "Schädi-
gung" nicht gegeben.  

Der Verbotstatbestand der erheblichen Störung während der Fortpflanzungs- und Aufzucht-
zeit mit einer damit einhergehenden resultierenden Verschlechterung des Erhaltungszustan-
des der lokalen Population im Sinne des § 44 BNatSchG kann mit gleicher Begründung 
ausgeschlossen werden. 

Für die im Plangebiet anzunehmenden europäischen Vogelarten sind somit keine Verbots-
tatbestände hinsichtlich der artenschutzrechtlichen Regelungen des BNatSchG erfüllt. 
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5.3.2.3 Boden und Wasser 

Boden 

Die Umsetzung des Bebauungsplans führt bei Ausnutzung der zulässigen überbaubaren 
Grundfläche von 0,6 zu einer Neuversiegelung von Böden mit allgemeiner Bedeutung für 
Natur und Landschaft auf max. 1,2 ha. Auf den vollversiegelten Flächen kommt es zu einem 
vollständigen Verlust der Bodenfunktionen. Diese erheblichen Eingriffe in das Schutzgut 
Boden stellen einen Eingriff im Sinne des § 14 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) 
dar und sind auszugleichen (vgl. Kap. 5.4.2).  

Die unversiegelt verbleibenden Bereiche unterliegen keiner intensiven Landwirtschaft mit 
den spezifischen Auswirkungen auf das Bodengefüge (Pflugsohle) und den Nährstoffhaus-
halt (Nitrateinwaschung) mehr, so dass dort eine Regeneration der Böden stattfinden und die 
natürliche Bodenentwicklung ungestört weiter verlaufen kann. Geeignete Wege und Stell-
platzflächen werden mit einem wasserdurchlässigen Belag hergestellt. Erhebliche nachteilige 
Auswirkungen sind nicht zu erwarten. 

Wasser 

Im Zuge der Realisierung des Bebauungsplans werden maximal ca. 1,2 ha Ackerflächen mit 
einer hohen Bedeutung für die Grundwasserneubildung neu versiegelt. Vollversiegelte Ver-
kehrs-, Lager- und Gebäudeflächen stehen für die Versickerung von Oberflächenwasser und 
Grundwasserneubildung nicht mehr zur Verfügung. Niederschlagswasser von Dach-, Hof- 
und wenig befahrenen Verkehrsflächen wird entweder breitflächig über die belebte, bewach-
sene Bodenzone auf den Baugrundstücken (z.B. durch Rasengittersteine) oder über Rigolen, 
Sickerbecken o.Ä., nachdem es vorgereinigt wurde, versickert. 

Mit dem Einhalten der Vorgaben der Deutschen Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser 
und Abfall (DWA) und der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) (vgl. Kap. 
4.5) ist für das Plangebiet ein geeigneter Grundwasserschutz gewährleistet. 

Aufgrund der hohen Grundwasserflurabstände ist ein Einbinden von Gebäudekörpern in das 
Grundwasser auszuschließen. 

Insgesamt sind aufgrund der geplanten Vermeidungsmaßnahmen, v.a. der Versickerung des 
Niederschlagswassers unmittelbar auf den Baugrundstücken, keine erheblichen Auswirkun-
gen auf den Grundwasserhaushalt zu erwarten. 

5.3.2.4 Weitere Schutzgüter 

Klima / Luft 

Durch die Umsetzung des Bebauungsplans werden bisher klimatisch unbelastete Ackerflä-
chen versiegelt. Dies führt zumindest im unmittelbaren Umgriff der versiegelten Gebäude, 
Lager- und Verkehrsflächen zu einer Ausbildung von sogenannten stadtklimatischen Effek-
ten, die allerdings durch die geplante Begrünung der Stellplätze mit großkronigen Bäumen 
und der damit verbundenen Schaffung von klimatischen Gunsträumen reduziert werden 
können. Zudem wirken die umgebenden Landwirtschaftsflächen einer Aufheizung des Ge-
bietes entgegen. 

Mit einer spürbaren Veränderung der lufthygienischen Situation durch das Vorhaben ist nicht 
zu rechnen. Durch die sich im Einzelgenehmigungsverfahren für den jeweiligen Betrieb 
ergebenden Anforderungen (TA Luft, 17. BImSchV etc.) ist gewährleistet, dass es zu keinen 
unzumutbaren Beeinträchtigungen der Luftqualität kommen wird. 
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Mit erheblichen Auswirkungen auf die Schutzgüter Klima und Luft ist nicht zu rechnen. 

Landschaft / Ortsbild 

Die Gebäude der Gewerbegebiete korrespondieren mit den festgesetzten maximal zulässi-
gen Firsthöhen mit den bereits vorhandenen Bauwerken und bilden mit diesen eine Sied-
lungseinheit. Durch die Eingrünung mit einer mehrere Meter breiten Baumhecke wird das 
Gebiet in Richtung Westen in die umgebende Feldflur eingebunden. In nördlicher Richtung 
ist gemäß dem Flächennutzungsplan eine Erweiterung der Gewerbegebiete möglich, bei der 
wiederum die Eingrünung im Norden vervollständigt werden soll (vgl. Planzeichnung). Der 
Grünstreifen im Osten des Plangebietes stellt einen optischen Puffer zur Wohnbebauung 
her. 

Innerhalb der Baugebiete sind Pflanzungen von großkronigen Bäumen im Bereich der Stell-
plätze vorgesehen. Dadurch wird eine qualitative Gestaltung der Grünflächen mit Bezug auf 
den Naturraum geschaffen. Erhebliche Auswirkungen auf das Landschafts- und Ortsbild 
werden darüber hinaus auch durch die Einschränkungen in Bezug auf Werbeanlagen und 
die festgesetzte Beschränkung der Höhe von Werbeflächen vermieden. 

Kultur- und sonstige Sachgüter 

Baudenkmale sind von dem Vorhaben nicht betroffen. Nach Angaben des Landesamts für 
Denkmalpflege sind auch keine Bodendenkmale innerhalb des Plangebietes bekannt. Wer-
den dennoch Bodendenkmale im Zuge der Bauarbeiten angetroffen, finden die Regelungen 
des Bayerischen Denkmalschutzgesetzes Anwendung. So unterliegen eventuell zu Tage 
tretende Bodendenkmäler der Meldepflicht an das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege 
oder die Untere Denkmalschutzbehörde (gem. Art. 8 Abs. 1-2 DSchG). Negative Auswirkun-
gen auf Kulturgüter sind demnach durch das Vorhaben nicht zu erwarten. 

Die den östlichen Planbereich querende 110-kV-Freileitung wird inklusive des Schutzstrei-
fens durch die Planung und bei Einhaltung der Vorgaben der LEW nicht beeinträchtigt. Die 
Zugänglichkeit ist für den Betreiber jederzeit gewährleistet. Negative Auswirkungen auf 
sonstige Sachgüter sind nicht zu besorgen. 

Wechselwirkungen 

Aufgrund der komplex verketteten ökologischen Wirkungs- bzw. Funktionszusammenhänge 
in einem Landschaftsraum kommt es bei Beeinträchtigungen eines Schutzgutes über Wir-
kungsketten zu vielfältigen Auswirkungen unterschiedlicher Erheblichkeit auch auf andere 
Schutzgüter. Die Auswirkungen des geplanten Vorhabens auf solche Wechselwirkungen 
werden indirekt über die beschriebenen Umweltauswirkungen auf die einzelnen Schutzgüter 
erfasst. 

Von besonderer Bedeutung ist dabei das Gebot, die Untersuchungen auf "entscheidungser-
hebliche" Aspekte zu begrenzen und den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu beachten. 
Erhebliche Beeinträchtigungen besonderer landschaftsraumtypischer Wechselbeziehungen 
sind im Plangebiet nicht zu erkennen. 

Biologische Vielfalt 

Die Auswirkungen auf die biologische Vielfalt im Sinne der Arten- und Ökosystemvielfalt sind 
bei Realisierung des Bebauungsplanes aufgrund des Verlustes der Ackerfläche als eher 
positiv einzustufen. Durch die Umwandlung eines Teils der bisher landwirtschaftlich genutz-
ten Flächen in Baumhecken und weitere Grünflächen wird der Anteil an gehölzgebundenen 
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Arten zunehmen. Es ist allerdings davon auszugehen, dass sich störungsempfindliche Arten 
aufgrund der zukünftigen Nutzung des Geländes nicht einstellen werden. 

Der Erhalt der genetischen Vielfalt wird bei Verwendung von einheimischen Arten sowie 
landschafts- und standortgerechtem Pflanz- und Saatgut gewährleistet. Eine Verfälschung 
der Tier- und Pflanzenwelt ist dann durch die Realisierung des Bebauungsplanes nicht ge-
geben. 

Energienutzung und Abfall 

Durch die planungsrechtlichen Festsetzungen ist eine Ausbildung der Baukörper möglich, die 
den aktuellen energetischen Standards genügt und eine sparsame, effiziente Nutzung von 
Energie, insbesondere der aktiven und passiven Nutzung regenerativer Energien, ermöglicht. 
Eine geordnete Entsorgung der Abfälle und Abwässer aus dem Plangebiet ist sichergestellt. 

5.3.3 Prognose über den Umweltzustand bei Nichtdurchführung der Planung 

Für den Planungsraum besteht gegenwärtig kein rechtsgültiger Bebauungsplan. Im derzeit 
geltenden Flächennutzungsplan der Gemeinde Graben wird das Plangebiet als Gewerbege-
biet dargestellt. Diese Darstellungen werden der Prognose des Umweltzustandes bei Nicht-
durchführung der Planung zugrunde gelegt. 

Im Plangebiet erfolgt demgemäß eine Nutzungsänderung der derzeitigen Landwirtschaftsflä-
chen und es werden kurz- bis mittelfristig Gewerbebetriebe angesiedelt. Die geplante Be-
bauung erfolgt im Anschluss an die im Süden bereits bestehende Bebauung. Entsprechend 
den Darstellungen im Flächennutzungsplan erfolgt für weitere Teile im Norden des Plange-
bietes mittel- bis langfristig die Ansiedlung weiterer gewerblicher Nutzungen. 

Einen unmittelbaren Einfluss hat die zusätzliche Bebauung auf den Boden, der anteilsmäßig 
voll- bzw. teilversiegelt wird. Diese Flächen stehen nicht mehr oder nur eingeschränkt der 
Niederschlagsversickerung und somit der Grundwasserneubildung zur Verfügung. Entspre-
chend der Überbauung verschwinden auch Lebensräume für Tiere und Pflanzen, jedoch ist 
aufgrund der bestehenden intensiven Landwirtschaft von vornherein von keiner vielfältigen 
oder strukturreichen Fauna und Flora auszugehen. 

Hinsichtlich der Schutzgüter Klima und Luft sind keine Veränderungen oder wesentlichen 
Beeinträchtigungen zu erwarten. 

Das Landschaftsbild erfährt durch die geplanten Gewerbebetriebe eine deutliche Änderung. 
Jedoch werden Eingrünungsmaßnahmen vorgesehen, die die negative Wirkung auf das 
Landschaftsbild reduzieren. 

Die vorhandenen sonstigen Sachgüter bleiben unverändert. Die Freileitung im Osten des 
Plangebietes wurde bereits in den Darstellungen des Flächennutzungsplanes berücksichtigt. 

5.4 Vermeidungs-, Verringerungs- und Ausgleichsmaßnahmen durch Festsetzun-
gen im Bebauungsplan und durch sonstige Maßnahmen 

5.4.1 Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung der nachteiligen Auswirkun-
gen 

Nach dem Bundesnaturschutzgesetz (§ 15 BNatSchG) ist der Verursacher eines Eingriffes 
verpflichtet, vermeidbare Beeinträchtigungen zu unterlassen. Für den Bebauungsplan wur-
den daher umweltfachliche Zielvorstellungen abgeleitet, die im Bebauungsplan als Festset-
zungen bzw. Hinweise übernommen werden oder in der Aufstellung Berücksichtigung fan-
den: 
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Mensch und seine Gesundheit 

• Schutz der das Plangebiet umgebenden schutzwürdigen Nutzungen vor Gewerbe- und 
Verkehrslärm. Zulässig sind nur Betriebe und Anlagen, deren Geräusche die festgesetz-
ten Emissionskontingente LEK weder tags noch nachts überschreiten. 

Tiere und Pflanzen 

Schaffung neuer Lebensräume für Tiere und Pflanzen, Extensivierung von Böden und Schaf-
fung kleinklimatischer Gunsträume durch: 

• Die Baugebiete bleiben auf mindestens 20 bis 40 % der Grundstücksfläche unversiegelt. 

• Pflanzung eines Laubbaumes je fünf ebenerdige Pkw-Stellplätze. 

• Anlage einer mindestens 5 m breiten Baumhecke aus landschafts- und standortgerechten 
Gehölzen entlang der westlichen Geltungsbereichsgrenze. 

• Begrünung der im Osten gelegenen Flächen mit Leitungsrecht 

• Einzäunung der Grundstücke mit sockellosen Zäunen, somit ausreichend Durchschlüpfe, 
die die Durchgängigkeit der Baugebiete für Feldarten ermöglichen. 

• Verwendung landschafts- und standortgerechten Vegetation bei allen Begrünungsmaß-
nahmen. 

• Insektenschonende Beleuchtung mit asymmetrischen Flutern mit NAV-Bestückung (Natri-
um-Nieder/Hochdrucklampen). 

Boden / Wasser 

• Minderung der Beeinträchtigung des Wasserkreislaufs durch Versickerung nicht schädlich 
verunreinigten Niederschlagswassers auf dem Baugrundstück. 

• Sammeln von Schmutzwasser und stark verschmutztem Niederschlagswasser sowie 
schadloses Ableiten in die Schmutzwasserkanalisation. 

• Wasserdurchlässige Herstellung privater Verkehrsflächen, soweit technisch möglich. 

• Reduzierung der Versiegelungsflächen auf das unbedingt notwendige Maß. 

• Minderung der Grundwasserbelastung durch den Wegfall der landwirtschaftlichen Inten-
sivnutzung. 

Klima / Luft 

• Verbesserung des Kleinklimas durch Gehölzpflanzungen. 

Landschaftsbild / Ortsbild 

• Einbindung des Plangebietes in den Landschaftsraum durch Baum- und Strauchpflanzun-
gen an der westlichen Geltungsbereichsgrenze. 

• Vermeidung neuer Siedlungsansätze in der Landschaft durch die Bebauung in Nachbar-
schaft bestehender Gewerbegebiete. 

• Gestaffelte Höhenbeschränkung der baulichen Anlagen. 

• Einschränkung der Zulässigkeit von Werbeanlagen. 

Kultur und sonstige Sachgüter 

• Anpassung der Baugrenze an die Schutzzone der Freileitung. 
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5.4.2 Gesamtdarstellung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 

Nach dem Bundesnaturschutzgesetz (§ 15 BNatSchG) und § 1a Abs. 3 des Baugesetzbu-
ches (BauGB) ist der Verursacher eines Eingriffes verpflichtet, unvermeidbare Beeinträchti-
gungen durch geeignete Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege auszu-
gleichen. Gemäß § 1a Abs. 3 BauGB erfolgt der Ausgleich durch geeignete Darstellungen 
und Festsetzungen nach den §§ 5 und 9 BauGB als Flächen oder Maßnahmen zum Aus-
gleich. Der Ausgleich kann anstelle von Darstellungen und Festsetzungen auch durch ver-
tragliche Vereinbarungen nach § 11 BauGB oder sonstige geeignete Maßnahmen zum Aus-
gleich auf von der Gemeinde bereit gestellten Flächen festgelegt werden. 

Nachfolgend wird die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung auf Grundlage des vom Bayeri-
schen Staatsministerium für Landesentwicklung und Umweltfragen herausgegebenen Leitfa-
dens "Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft - Eingriffsregelung in der Bauleitplanung" 
(kurz: Leitfaden zur Eingriffsregelung) in seiner ergänzten Fassung von 2003 abgehandelt. 

Bestandsbewertung 

Wie der Bestandsbeschreibung zu entnehmen ist, sind die intensiv genutzten Ackerflächen 
des Plangebietes entsprechend dem Leitfaden als Gebiete geringer Bedeutung für Natur-
haushalt und Landschaftsbild (Kategorie I) zu bewerten. 

Eingriffsermittlung und Eingriffsbewertung 

Die geplanten Gewerbegebiete sind aufgrund des festgesetzten Grundflächenzahl (0,6) dem 
Eingriffstyp A "hoher Versiegelungs- bzw. Nutzungsgrad (GRZ > 0,35)" gemäß dem Leitfa-
den zur Eingriffsregelung zuzuordnen. 

Für Gebiete geringer Bedeutung für Naturhaushalt und Landschaftsbild (Ackerflächen, aus-
geräumte Agrarlandschaften) und hohem Versiegelungs- und Nutzungsgrad ergibt sich nach 
dem Leitfaden zur Eingriffsregelung grundsätzlich ein Kompensationsfaktor von 0,3 bis 0,6. 

Für die Landwirtschaftsflächen des Plangebietes wird wegen der Vorbelastung durch die 
vorhandenen Gewerbegebiete sowie unter der Berücksichtigung der vorgesehenen Vermei-
dungs- und Minimierungsmaßnahmen (vgl. Kap. 5.4.1) ein Kompensationsfaktor von 0,4 
verwendet. 

Ausgleichsflächenbedarf und Ausgleichsflächennachweis 

Für das Vorhaben ergibt sich der nachfolgende Ausgleichsflächenbedarf. 

Tabelle 1 Ermittlung des Ausgleichsflächenbedarfs 

Eingriffe durch Fläche (m²) Kompensationsfaktor Ausgleichsbedarf (m²) 

Gewerbegebiete 19.570 0,4 7.828 
Verkehrsflächen 1.280 0,4 512 
Summe 20.850  8.340 

 

Der ermittelte Ausgleichsflächenbedarf von 8.340 m² kann nicht im Geltungsbereich des 
Bebauungsplans nachgewiesen werden und wird vollständig außerhalb des Geltungsberei-
ches erbracht. Dazu wird ein entsprechend großer Teil des Flurstückes 711/1 der Gemar-
kung Graben, Gemeinde Graben verwendet, welches sich im Eigentum der Gemeinde befin-
det (vgl. Abbildung 3). Das Flurstück liegt nördlich der Gemeinde Graben zwischen der Fug-
gerstraße (Kr A 22) und der als Freibad genutzten vormaligen Kiesgrube an der sog. Römer-
straße Via Claudia. 
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Als Ausgleichsmaßnahme soll ein Streifen im Osten der ehemaligen Kiesgrube in eine Ma-
gerwiese umgewandelt werden, indem die nun verfüllte Kiesgrube mit ca. 20 cm Grubenkies 
abgedeckt, ca. 5 cm Oberboden aufgetragen und anschließend Kalkmagerrasen angesät 
wird. Die Pflege besteht in einer einschürigen Mahd jährlich Mitte September.  
Durch die Maßnahme wird eine Ansiedlung naturschutzfachlich wertvoller Pflanzen- und 
Tierarten ermöglicht. Die Ausgleichsmaßnahme entspricht zudem den Zielen des ABSP-
Schwerpunktgebietes (vgl. Kap. 5.2), die u.a. in der Wiederherstellung des Lechtals 
(Lechauen, Lechfeld) in seiner Funktion als landesweit bedeutsame Verbundachse für Arten 
der Kalkmagerrasen bestehen. 

Abbildung 3 Lage der Ausgleichsfläche (ohne Maßstab) 

 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass der vorhabenbedingte Eingriff in Natur 
und Landschaft auf den angegebenen Ausgleichsflächen außerhalb des Plangebietes in 
geeigneter Weise vollständig kompensiert werden kann. 

5.4.3 Anderweitige Planungsmöglichkeiten 

Gemäß Muster-Einführungserlass zum EAG Bau handelt es sich bei den laut Baugesetzbuch 
(BauGB) zu prüfenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten nicht um grundsätzlich andere 
Planungen, sondern um anderweitige Lösungsmöglichkeiten im Rahmen der beabsichtigten 
Planung und innerhalb des betreffenden Baugebietes. 

Innerhalb des Baugebietes sind aufgrund des Zuschnitts des Plangebietes und der zu be-
rücksichtigenden planerischen Rahmenbedingungen, v.a. Anbindung an bestehende gleich-
artige Flächen, Fortführung der Ortsrandeingrünung, Erschließung ausschließlich über be-
stehende Anbindungen und Beachtung der Leitungsschutzzone der Freileitung keine grund-
sätzlichen anderweitigen Planungsmöglichkeiten erkennbar, mit denen die städtebaulichen 
Ziele des Bebauungsplanes L 26 "Gewerbegebiet 4" erreicht werden könnten. 

Flurstück 711/1, Gmkg. Graben 
insgesamt ca. 17.100 m² 
���� ca. 8.340 m² für den Ausgleich 
zum BP L 26 

G r a b e n 
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Die im Zuge der frühzeitigen Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB von der Gemein-
de Kleinaitingen vorgeschlagene Verbindung Gewerbeflächen an der Kreisstraße A 30 mit 
dem geplanten Gewerbegebietes am westlichen Ortsrand von Lagerlechfeld kommt aus 
verschiedenen Gründen nicht in Betracht. 
Der Erschließungsaufwand wäre im Vergleich zu einer Entwicklung entlang der Kreisstraße 
A 30 unverhältnismäßig hoch, weil entlang der A 30 bereits Kanal und Wasserleitung vor-
handen sind und mit der A 30 eine leistungsfähige Straße mit einer direkten Anbindung an 
die vierspurige B 17 zur Verfügung steht. Die Entfernung von der A 30 zur Ortsverbindungs-
straße Graben-Lagerlechfeld ist so groß, dass die Herstellung einer Verbindung Jahrzehnte 
dauern könnte. Bis die Verbindung hergestellt ist, wäre das Industriegebiet nur über eine 
einzige Zufahrt, dem bestehenden Kreisverkehr an der A 30, erreichbar und auf diese einzi-
ge Zufahrt angewiesen. Die Entwicklung entlang der Kreisstraße dagegen hat den Vorteil, 
dass kurzfristig eine zweite Anbindung geschaffen werden kann. 
Die Verbindung zum Ortsteil Lagerlechfeld würde ferner auf Dauer die Möglichkeit einer 
Wohnsiedlungsentwicklung von Lagerlechfeld in Richtung Norden verhindern. Gleichzeitig 
würde ein Heranrücken der Industrieflächen an das Wohngebiet in Lagerlechfeld das Poten-
tial an Emissionskontingenten beeinträchtigen. 

Die Pufferzone zwischen dem Ortsteil Lagerlechfeld und dem Industriegebiet an der A 30 mit 
Wiesen- und Ackerflächen ist ein wichtiger Bestandteil für die naturräumliche Ausbildung des 
Lechfelds und soll auch langfristig erhalten bleiben. 

5.5 Zusätzliche Angaben 

5.5.1 Verwendete technische Verfahren und Hinweise auf Schwierigkeiten 

Folgende Fachgutachten wurden im Zuge der Umweltprüfung erstellt: 

• Schalltechnische Untersuchung und Beratung zum Bebauungsplan Nr. L 26 "Gewerbege-
biet 4" in Graben (BEKON Lärmschutz & Akustik GmbH, 06.05.2013) 

Die herangezogenen Unterlagen waren ausreichend, um die Auswirkungen auf die Schutz-
güter ermitteln, beschreiben und bewerten zu können. Technische Lücken oder fehlende 
Kenntnisse sind nicht zu dokumentieren, alle benötigten Unterlagen waren verfügbar. 

5.5.2 Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt 
(Monitoring) 

Nach § 4c BauGB sollen insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen des 
Vorhabens durch eine entsprechende Überwachung (sog. Monitoring) ermittelt werden kön-
nen. 

Der Bebauungsplan weist zum Schutz der angrenzenden schutzwürdigen Nutzungen Emis-
sionskontingente aus und ist zudem überwiegend von Gewerbeflächen und intensiv genutz-
ten Landwirtschaftsflächen umgeben. Die zu erwartenden Umweltauswirkungen sind daher 
gut abschätzbar. Unvorhersehbare Umweltauswirkungen, die Maßnahmen zu deren Über-
wachung erforderlich machen würden, sind nach derzeitigem Kenntnisstand nicht zu erwar-
ten. 

Auch im Zuge der frühzeitigen Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB wurden von den 
jeweiligen Fachbehörden keine Hinweise auf Erkenntnisse über mögliche unvorhergesehene 
nachteilige Umweltauswirkungen gemacht. 
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Davon unabhängig ergeben sich möglicherweise in dem nachfolgenden Einzelgenehmi-
gungsverfahren für den jeweiligen Betrieb Anforderungen für Überwachungsmaßnahmen 
aus weiteren Vorschriften wie z.B. der TA Lärm, TA Luft und 17. BImSchV. 

5.6 Allgemeinverständliche Zusammenfassung 

Insgesamt erfolgt durch die Vorhabenrealisierung die Umwandlung einer derzeit intensiv 
landwirtschaftlich genutzten Fläche in ein von Grünstrukturen eingerahmtes Gewerbegebiet. 
Durch die Aufstellung des Bebauungsplans kommt die Gemeinde Graben dem konkreten 
Bedarf nach der Erweiterung bestehender Gewerbeflächen nach und führt die angrenzende, 
bereits überwiegend umgesetzte Gewerbebebauung städtebaulich fort. Das Vorhaben stellt 
aus umweltfachlicher Sicht eine städtebauliche Maßnahme dar, die dem planerischen Prinzip 
der geordneten städtebaulichen Entwicklung bei gleichzeitiger Beachtung der umweltschüt-
zenden Belange Rechnung trägt. 

Im Rahmen des Umweltberichtes wird eine unterschiedliche Betroffenheit der Schutzgüter 
durch das geplante Vorhaben festgestellt. So ist die vorhabenspezifische Zusatzbelastung 
für die Schutzgüter Wasser, Klima, Luft sowie Kultur- und sonstige Sachgüter als nicht er-
heblich im Sinne von § 2 Abs. 4 Satz 1 BauGB anzunehmen. 

Hinsichtlich potenzieller Lärmbelastungen ist aufgrund der Reglementierung des Gewerbe-
lärms durch eine Emissionskontingentierung und die Durchführung entsprechender Schall-
schutzmaßnahmen damit zu rechnen, dass die Belastungen in den nächstgelegenen Wohn-
gebieten im gesetzlichen Rahmen bleiben und gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
gewährleistet werden. 

Die Überbauung von Böden mit einer hohen Bedeutung für die Grundwasserneubildung stellt 
lokal einen Verlust der Naturhaushaltsfunktionen dar, der Eingriff kann aber durch die vorge-
sehene Versickerung von Niederschlagswasser in den Baugebieten und die Begrünungs-
maßnahmen auf ein Mindestmaß reduziert werden. Es ist anzunehmen, dass es auf das 
Gesamtgebiet bezogen zu keiner erheblichen Beeinträchtigungen des Grundwasserhaus-
halts kommt. 

Beim Schutzgut Boden wird der Anteil an versiegelten Böden durch die Neuanlage von 
Gebäuden und Verkehrsflächen deutlich zunehmen, wobei von dem Vorhaben nur natur-
schutzfachlich nachrangige Landwirtschaftsflächen betroffen sind. Auf den versiegelten 
Flächen können die Bodenfunktionen nicht mehr erfüllt werden. Dabei bestimmt der tatsäch-
liche Versiegelungsgrad die Erheblichkeit der Beeinträchtigung. 

Die Umsetzung des Bebauungsplanes bedeutet den Verlust von naturschutzfachlich nach-
rangigen Lebensräumen für Tiere und Pflanzen, zudem sind nach derzeitigem Kenntnisstand 
im Plangebiet keine Vorkommen von nach dem Bundesnaturschutzgesetz streng geschütz-
ten Arten bekannt. Für die im Plangebiet angenommenen europäischen Vogelarten sind 
keine vorhabenbedingten Auswirkungen anzuzeigen, die zu einer Verschlechterung des 
aktuellen Erhaltungszustandes der lokalen Populationen führen. 

Der Eingriff in das Schutzgut Boden und der Verlust von Lebensräumen für Tiere und Pflan-
zen stellen einen erheblichen und somit auszugleichenden Eingriff in Natur und Landschaft 
im Sinne von § 14 BNatSchG dar. 

Auch für das Schutzgut Landschaft stellt die massive Bebauung einer vorher offenen Feldflur 
einen erheblichen Eingriff im Sinne von § 15 BNatSchG dar. Eine Wiederherstellung des 
Landschaftsbildes nach Beendigung der Baumaßnahmen ist nicht möglich. Im Rahmen der 
Gestaltungs- und Eingrünungsmaßnahmen kann jedoch eine Neugestaltung der Landschaft 
im Sinne von § 15 BNatSchG erreicht werden. 
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Die oben genannten Eingriffe können durch Ausgleichsmaßnahmen in der Form von Biotop-
entwicklungsmaßnahmen außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes kompen-
siert werden. Der erforderliche Ausgleich wird vom gemeindlichen Ökokonto abgebucht. Auf 
den Ausgleichsflächen können die Eingriffe in den Naturhaushalt in geeigneter Weise kom-
pensiert werden. 

6 Flächenbilanz 

Die Flächenbilanz des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. L 26 "Ge-
werbegebiet 4" gibt nachfolgende Tabelle wieder: 

Tabelle 2 Flächenbilanz des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans 

 

Flächennutzung Flächengröße (m²) 
Gewerbegebiete (GE) 
• davon Gewerbegebiet GE 1 
• davon Gewerbegebiet GE 2 
• davon Gewerbegebiet GE 3 

19.570 
7.620 
8.200 
3.750 

Straßenverkehrsflächen 1.280 
Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, 
Natur und Landschaft 

1.780 

Gesamtfläche des räumlichen Geltungsbereiches 22.630 


